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Ihr Christian Hartmann

unsere beiden Bürgerbegehren für eine 
Sanierung der Königsbrücker Straße und 
die Wiedereinführung der von der rot-rot-
grünen Stadtratsmehrheit verbotenen vier 
stadtweiten verkaufsoffenen Sonntage ha-
ben Fahrt aufgenommen. Seit zwei Wo-
chen sammeln wir Unterschriften und täg-
lich wächst die Zahl der Unterstützer. Doch 
wir wollen noch mehr Gas geben. Deshalb 
bitte ich Sie mitzutun, damit die benötig-
ten Unterschriften für die Durchführung ei-
nes Bürgerentscheides zusammenkommen.

Um Ihnen das Mitmachen zu erleichtern, 
bekommen Sie mit diesem CDU-Mitglie-
dermagazin auch Unterschriftenlisten. Wir 
bitten Sie, sich selbst in beide Listen ein-
zutragen (sofern Sie es an anderer Stelle 
noch nicht getan haben) und in Ihrer Fami-
lie und Ihrer Nachbarschaft, bei Freunden 
und Kollegen um weitere Unterschriften 
zu werben, damit die Dresdner am 7. Juni 
über einen neuen Oberbürgermeister, die 

Bürgerbegehren-Unterstützerunterschriften –  
Helfen Sie mit!
Sehr geehrte Damen und Herren,

Sanierung der Königsbrücker Straße und 
die Wiedereinführung der Einkaufssonn-
tage entscheiden können.

Sollten Sie mehr Listen benötigen, so schi-
cken wir Ihnen diese gern. Sie können sich 
im Internet auch selbst Listen ausdrucken: 
zum Sonntagseinkauf unter:
www.vier-fuer-dresden.de und zur Kö-
nigsbrücker unter www.koenigsbruecker-
jetzt.de. Selbstverständlich ist es auch 
möglich, sich Mehrexemplare einfach zu 
kopieren. Aber auch wenn Sie nicht noch 
mehr Unterschriften sammeln können, wir 
freuen uns über jede zurückgesandte Liste 
und wenn sie nur Ihre eigene Unterschrift 
trägt. Denn jede Stimme zählt! Wichtig: 
Bitte schicken Sie uns die Listen so schnell 
wie möglich im Original zurück! Unser ers-
tes Etappenziel für das Sammeln der Unter-
schriften ist der 10. März 2015.
Gern können Sie auch einen unserer Info-
stände durch Ihre Präsenz verstärken. Die 

Termine finden Sie ebenfalls im Internet 
oder Sie rufen einfach unser Team unter Te-
lefon 65 57 65-50 an oder senden uns eine 
E-Mail an info@buergerstimme-dresden.
de. Das gilt auch für den Fall, dass Sie Vor-
schläge für neue Auslagestellen und Sam-
melpunkte oder andere Hinweise haben.

Auf geht’s! Alle reden von mehr Bürgerbe-
teiligung und direkter Demokratie. Wir 
handeln! Bitte helfen Sie mit! 

Bürgerstimme Dresden e.V.

Radeberger Straße 51, 01099 Dresden

Telefon:	 0351 – 655 76 550

E-Mail:	 info@bürgerstimme-dresden.de

Web:	 www.bürgerstimme-dresden.de
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Editorial

Ich freue mich, dass 
Sie heute die neue 
Ausgabe unserer 
Mitgliederzeitung 
mit zahlreichen in-
teressanten und 
vielfältigen Beiträ-
gen erhalten kön-

nen. Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim 
Lesen und hoffe, dass die Zeitung viele Im-
pulse für die Diskussion in unserem Kreis-
verband gibt.

Den Schwerpunkt unserer Arbeit in den 
kommenden Wochen und Monaten wird 
sicher der Oberbürgermeister-Wahlkampf 
sein. Nach vielen Jahren in denen unsere 
Oberbürgermeisterin Helma Orosz die Ent-
wicklung Dresdens voranbrachte, wird nun 
am 7. Juni ein neues Stadtoberhaupt ge-
wählt. Unser gemeinsames Ziel ist es dabei, 
dass Markus Ulbig zukünftig als Oberbür-
germeister die Geschicke der Stadt lenkt. 

Dazu wollen wir vor Ort mit den Bürgern 
ins Gespräch kommen. Die geplante Mar-
kus-Ulbig Tour, bei der wir mit einem mo-
bilen Büro viele Standorte in den einzelnen 
Stadtteilen besuchen, ist ein Angebot an die 
Dresdnerinnen und Dresdner über ihre An-
liegen in den Dialog zu treten und ein we-
sentlicher Baustein unseres Wahlkampfes. 
Darüber hinaus wollen wir mit unserem 
Kandidaten gemeinsam die Stadt mit dem 

Fahrrad erkunden und dabei auf die vielfäl-
tigen großen und kleinen Herausforderun-
gen hinweisen. Als Treffpunkt für die Tou-
ren wird dabei das mobile Büro dienen. Wir 
möchten zudem alle Mitglieder ermuntern, 
sich mit ihren Anregungen aktiv und enga-
giert in den Wahlkampf einzubringen. Ihre 
Ideen sind gefragt! 

Es gilt, die erfolgreiche Entwicklung unserer 
Stadt der letzten 25 Jahren auch in Zukunft 
fortzusetzen. Aus unserer Sicht ist das nur 
mit einem CDU-Oberbürgermeister Mar-
kus Ulbig möglich. 

Neben dem Oberbürgermeister-Wahlkampf 
sind wir aktiv dabei, sowohl mit dem Bür-
gerbegehren zur Königsbrücker Straße, als 
auch jenem zu den verkaufsoffenen Sonn-
tagen, die Möglichkeit zu schaffen, dass die 
Dresdnerinnen und Dresdner selbst über 
diese Fragen entscheiden können. 

Aus unserer Sicht ist es wichtig, eine zent-
rale Verkehrsachse zwischen den Industrie-
ansiedlungen beziehungsweise dem Flug-
hafen im Dresdner Norden und der Stadt 
nunmehr schnellstmöglich zu bauen. Zu-
dem engagieren wir uns, dass für den Tou-
rismusstandort und die besondere Rolle 
Dresdens als Oberzentrum für die Region, 
die bis zum letzten Jahr möglichen vier ver-
kaufsoffenen Sonntage zu besonderen An-
lässen auch in Zukunft stattfinden. 

Die CDU wird auch in den kommenden Mo-
naten eine wichtige Stimme im politischen 
Diskurs unserer Stadt sein. Dazu werden wir 
gemeinsam mit der Stadtratsfraktion klare 
Positionen und Vorschläge für die weitere 
Gestaltung unserer Stadt erarbeiten und 
auf den Weg bringen; zugleich werden wir 
auf den mangelnden Gestaltungswillen der 
Stadtratsmehrheit hinweisen. 

Schwerpunkte unserer gemeinsamen Arbeit 
bilden dabei – neben der Stärkung der wirt-
schaftlichen Rahmenbedingungen und der 
Unterstützung für Wohnbauvorhaben – vor 
allem auch die infrastrukturellen Herausfor-
derungen in den Wohngebieten. 

Auf diesem Weg ist die aktive Mitwirkung 
unserer Mitglieder mit eigenen Vorschlägen 
und Ideen ein wichtiger und gefragter Bau-
stein. Ich freue mich auf ein gemeinsames 
engagiertes politisches Arbeiten und einen 
guten Wahlkampf in den nächsten Monaten 
sowie auf viele interessante und anregende 
Gespräche und Aktionen. 

Liebe Mitglieder und Freunde 
der Dresdner Union, Christian Hartmann MdL, 

Vorsitzender CDU Dresden

Ihr Christian Hartmann
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Wir sind umgezogen! 
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Andreas Lämmel MdB: Rechter Aufgang, 1. Etage

Arnold Vaatz MdB: Rechter Aufgang, 5. Etage
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Der Vorsitzende des CDU-Kreisverbandes 
Dresden, Christian Hartmann MdL, be-
grüßte knapp 200 Mitglieder und Gäste 
zum 47. Kreisparteitag zur Nominierung des 
Kandidaten für die Oberbürgermeisterwahl 
im Jahr 2015 in der Akademie der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung in 
Klotzsche. Für den gelungenen musikali-
schen Auftakt sorgte die BigBand50plus 
Dresden. 

Der sächsische Ministerpräsident Stanis-
law Tillich war ebenfalls Gast auf dem Par-
teitag und begann sein Grußwort mit der 
Feststellung, dass er auf dem Weg zum Ta-
gungsort über die Königsbrücker Straße ge-
kommen sei und er das anstehende Bür-
gerbegehren unterstütze. Dann nutzte er 
die Gelegenheit, um Helma Orosz seinen 
herzlichen Dank für die Arbeit der vergan-
genen Jahre auszusprechen. Sie habe der 
Stadt in den zurückliegenden Jahren ein Ge-
sicht gegeben und die Stadt in ihrer Amts-
zeit geprägt. „Dresden boomt“ stehe für 
ihre Amtszeit, in Wirtschaft, Wissenschaft, 
Kultur und auch bei der Geburtenentwick-
lung in der Stadt. Welche deutsche Groß-
stadt könne heute Kulturprojekte wie den 

Markus Ulbig mit breiter Unterstützung  
als Oberbürgermeisterkandidat der CDU 
Dresden nominiert
Dialog als Markenzeichen

Umbau des Kulturpalastes und des Kraft-
werkes Mitte vorweisen. 

Jetzt gehe es darum, die Erfolge von Helma 
Orosz fortzusetzen. Tillich ist froh, dass 
Markus Ulbig MdL für das Amt des Ober-
bürgermeisters zur Verfügung stehe und 
bezeichnete ihn als anerkannt und nicht 
konfliktscheu. Er sei deshalb der beste Kan-
didat als Oberbürgermeister für Dresden. 
Die CDU wolle in der Großstadt mit einer 
starken und geschlossenen Unterstützung 
für den Kandidaten wieder die Wahl gewin-
nen. Zum Schluss rief der CDU-Landesvor-
sitzende alle Mitglieder der Dresdner CDU 
mit den Worten „ich zähle auf Sie“ zu einem 
engagierten Wahlkampf auf.

Auch Oberbürgermeister a.D. Dr. Herbert 
Wagner stand für ein Grußwort zur Ver-
fügung. Dabei blickte er vor allem auf die 
Nachwendezeit in Dresden zurück und be-
tonte die hervorragende Entwicklung der 
Stadt. Heute prosperieren Wirtschaft und 
Wissenschaft. Mit Oberbürgermeisterin 
Helma Orosz sei Dresden weiter nach vorn 
gerückt und die letzten 25 Jahre eine Er-
folgsgeschichte. Dr. Wagner warnte aber 

auch: Es gäbe neue Gefahren, ideologisch 
besetzte Vorurteile und vor allem hören die 
Menschen einander nicht zu. Daran dürfe 
sich die CDU nicht beteiligen, sondern sie 
solle integrierend wirken. Bei Markus Ulbig 
MdL sehe er das richtige Amtsverständnis, 
insbesondere aus seinen Erfahrungen als 
Oberbürgermeister in Pirna und als Staats-
minister für die Kommunen. Er sei davon 
überzeugt, dass der Kandidat für Dresden 
ein guter Oberbürgermeister und sein Amt 
als Dienst verstehen werde. Auch Dr. Wag-
ner wünschte dem Kandidaten Markus Ul-
big MdL alles Gute auf seinem Weg und 
viel Erfolg.

Nach einem herzlichen Gruß an die Teil-
nehmer und Gäste des Parteitages nahm 
Oberbürgermeisterin Helma Orosz die 
Gelegenheit wahr, sich noch einmal in ganz 
großer Runde zu bedanken für die men-
tale und aktive Unterstützung in den zu-
rückliegenden Jahren. Sie sei davon über-
zeugt, dass Dresden eine bemerkenswerte 
Entwicklung genommen und ein deutlich 
positives Saldo bei Zuwanderung und Ge-
burten zu verzeichnen habe. In den formu-
lierten Zielen in Wissenschaft und Bildung 
sei Dresden gut vorangekommen. Dresden 
sei derzeit die einzige CDU-geführte Groß-
stadt und könne auf eine moderne und er-
folgreiche Großstadtpolitik verweisen. Die-
ser Maßstab gelte auch für die kommenden 
Jahre, weshalb es wichtig sei, den Bürgern 
mit Beispielen den klaren Unterschied zu 
den anderen Parteien deutlich zu machen, 
insbesondere was die Ausgabementalität 
der linken Ratsmehrheit angehe. Helma 
Orosz ist insbesondere auch für die Kandi-
datur-Zusage von Markus Ulbig MdL dank-
bar, den sie seit 15 Jahren als guten Kollegen 
schätze. Dieser OB-Kandidat sei „spitze“ 
und für Dresden 1. Wahl.Unter Hinweis auf 
die Demonstrationen von PEGIDA in den 
letzten Wochen resümiert die Oberbürger-

Regina Walz und Sandra Pohle

Rückblick 47. Kreisparteitag
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Rückblick 47. Kreisparteitag

meisterin, was sie in ihrer Amtszeit leider 
nicht mehr geschafft habe. 
Umso mehr danke sie der Landeszentrale 
für politische Bildung und deren Leiter, 
Herrn Richter sowie für die gute Zusam-
menarbeit zwischen dem Freistaat und der 
Stadt. An dieser guten Entwicklung fest-
zuhalten, den Menschen zuzuhören, Dinge 
zu erklären und dabei jeden mitzunehmen, 
sei ihr ein wichtiges Anliegen. Helma Orosz 
bittet um diese gemeinsame Kraftanstren-
gung, jeder nach seinen Möglichkeiten, und 
um Diskussion in den Ortsverbänden wo sie 
sich auf Einladung und bei Bedarf gern ein-
bringen würde.

Markus Ulbig begann seine Bewerbungs-
rede mit der Feststellung, dass ihn in den 
letzten Wochen das „Phänomen PEGIDA“ 
sehr beschäftigt habe. Dabei musste er fest-
stellen, wie viele sehr schnell mit ihrem Ur-
teil waren und dass sich andere zu Unrecht 
getroffen fühlten: „Die Welt sprach über 
uns, aber nicht mit uns“. Markus Ulbig MdL 
dankte Frank Richter von der Landeszen-
trale für politische Bildung, der als erster 
mutig zum Dialog eingeladen habe. Dem 
folgten die beiden Dialogforen der Sächsi-
schen Staatsregierung. Was die Menschen 
heute wirklich bewege, sei nur im Dialog 
zu besprechen, zu lösen und miteinander 
zu gestalten. 
Jetzt gehe es darum, das Wachstum zu stär-
ken. Dresden brauche wieder frischen Wind 
in der Wirtschaftsförderung: „Eine florie-
rende Wirtschaft ist erste Priorität für den 
Lebenswert Dresdens. Die städtische Wirt-
schaftsförderung braucht frischen Wind 
und neue Ideen!", so Ulbig. 
Wissenschaft/Forschungspotenzial -> Wirt-
schaft -> Arbeit -> Leben seien die Zusam-

menhänge für eine erfolgreiche CDU-Po-
litik. Den Themen Wirtschaft, Wohnen/
Wohnungsbau, Verkehrsinfrastruktur/Ver-
kehrsanbindung, schnelles Internet, famili-
enfreundlichste Stadt Deutschlands,  u.a. 
wolle er sich widmen. Aber auch den kultu-
rellen Aspekt wird er als Oberbürgermeister 
nicht vernachlässigen: "Dresden bleibt eine 
Stadt der Kunst und Kultur. Wir brauchen 
das Kulturkraftwerk und müssen auch neue 
Akzente, bspw. eine Ausstellung für Kunst 
der jüngeren Schaffensperiode im Japani-
schen Palais, setzen. Ich unterstütze den 
Vorschlag des Stadtrates und von Helma 
Orosz für eine Bewerbung Dresdens als eu-
ropäische Kulturhauptstadt 2025. In die-
sem Zusammenhang ist es auch richtig, in 
Dresden ein Büro zur Förderung der sächsi-
schen UNESCO-Welterbestätten einzurich-
ten. Das soll auch die Bewerbung der Gar-
tenstadt Hellerau unterstützen."
Der Dialog miteinander soll sein Markenzei-
chen sein: „Ich möchte Oberbürgermeister 
aller Dresdner, ein Oberbürgermeister des 

Miteinanders sein und werde auch in Zu-
kunft keinem Gespräch aus dem Weg ge-
hen."

Die Nominierung erfolgte mit einem klaren 
Ergebnis: Auf den Bewerber Markus Ulbig 
MdL entfielen 152 Ja-Stimmen  (94,41 %). 
Abgegebene Stimmen:	 163
ungültige Stimmen:	 0
Enthaltungen:		  2
gültige Stimmen:		  161
erforderliche Mehrheit:	 81

Markus Ulbig MdL nahm die Wahl unter Bei-
fall mit einem deutlichen „Ja“ an, dankte für 
das großartige Ergebnis und versicherte, 
dass er bereit sei, als OB-Kandidat zu kämp-
fen. Gleichzeitig wünschte er sich, dass die 
Partei in den nächsten Monaten ebenso zu-
sammensteht.

Jetzt kommt es darauf an, gemeinsam anzu-
packen und die Schwerpunkte für das Wahl-
programm zu formulieren.
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Bald wird ein neuer 
Lebensabschnitt 
beginnen, in dem 
ich mich neuen 
Herausforderun-
gen stelle. 
Erlauben Sie mir 
deshalb, gemein-

sam mit Ihnen zurück und nach vorn zu 
blicken.

Politisch bin ich von Erfahrungen geprägt, 
die ich in der DDR und seit 1989 im wieder-
vereinigten Deutschland erlebe. Wie Sie 
wissen, wurde ich am 11. Mai 1953 in Gör-
litz geboren und trat 1972 in den öffentli-
chen Dienst ein. Zuvor erlernte ich einen 
der schönsten Berufe der Welt – den der 
Krippenerzieherin.

Nach der friedlichen Revolution wurde ich 
gebeten, 1990 als parteiunabhängige Kan-
didatin in Weißwasser für ein Amt zu kan-
didieren. Erfolgreich wurde ich zur „Ge-
sundheits- und Sozialdezernentin“ des 
gleichnamigen Landkreises gewählt. Ge-
rade in den frühen 1990er Jahren war es 
unsere gemeinsame Aufgabe, die Staat-
lichkeit, wie wir sie heute kennen, aufzu-
bauen. Viele von Ihnen werden sich sicher 
daran zurück erinnern; Aufbruch, Freiheit 
und Neuland waren in aller Munde. Viele 
Probleme der Region konnten vor Ort ge-
löst werden aufgrund fehlender adäquater 
Gesetzgebung. Beispielsweise die Über-
führung und Veränderung der Polikliniken 
in Krankenhäuser und einzelne Arztpra-
xen. Überregionale Unterstützung fanden 
Kommunen bei den engagierten Europa- 
und Bundestagsabgeordneten, insbeson-
dere unserem heutigen Ministerpräsiden-
ten Stanislaw Tillich sowie Ulrich Klinkert.

Ab dem Jahr 2000 fand ich meine Partei-
heimat ganz offiziell in unserer Christ-
lich Demokratischen Union Deutschlands 
(CDU). Wenig später kam die Frage auf, ob 

Neue Herausforderungen – 
ein nach vorne gewandter Rückblick 

ich als Oberbürgermeisterin Weißwassers 
kandidieren wolle. Nach kurzer Bedenk-
zeit stimmte ich zu. Durch die Bürgerin-
nen und Bürger wurde ich 2001 gewählt 
und folgte Dieter Lößner nach. Trotz aller 
Aufbruchstimmung, die auch 2001 noch 
zu spüren war, stand ich vor sehr großen 
Herausforderungen. Die Arbeitslosigkeit 
war bei etwa 20 %, erheblicher Wegzug 
– die Stadt schrumpfte, einzig merklicher 
Zuzug stellte die Gruppe der Spätaussied-
ler dar. Vor der Wende lebten in Weißwas-
ser mehr als 38.000 Menschen, 2001 keine 
25.000, im Jahr 2004 noch etwa 22.000, 
heute knapp 17.000. Neue Wege galt es 
zu finden. Investitionen nach Weißwasser 
zu holen oder Netzwerke wie die Power-
frauen aufzubauen.

Überraschend wurde ich im Jahr 2003 aus 
einer Dienstberatung geholt, unser dama-
liger Ministerpräsident Georg Milbradt 
wollte mich sprechen. Er stellte mir die 
Frage, ob ich das Sozialministerium über-
nehmen wolle. Das musste ich mir gut 
überlegen, schließlich wollte ich für Weiß-
wasser und die Region noch viel erreichen 
und war gerade einmal zwei Jahre im Amt. 
Ich stimmte zu, jedoch nur, wenn eine mo-
dernere Familienpolitik – damals kein Ren-
ner in unserer Union – zugelassen wird. 
Ich erhielt die Chance und wurde 2003 
zur Staatsministerin für Soziales ernannt 
und gehörte zwischen 2004 und 2008 dem 
sächsischen Landtag an.

So prägte ich bis 2008 die Gesundheits- 
und Sozialpolitik entscheidend mit. Unter 
meiner Führung erarbeitete das Sozialmi-
nisterium einen landesweiten Bildungs-
plan für die Kindertagesstätten, legte dem 
Landtag das Nichtraucherschutzgesetz vor 
– welches auch innerhalb unserer Mehr-
heit nicht einfach durchsetzbar war – und 
setze einen neuen Schwerpunkt in der Ver-
sorgung der Bürgerinnen und Bürger mit 
Fach- und Hausärzten, insbesondere im 

ländlichen Raum. In zahlreichen Verhand-
lungen setzte ich Verbesserungen der Ar-
beitsbedingungen in Kita, Schule und Hort 
durch. Gemeinsam mit unserem damaligen 
Innenminister Albrecht Buttolo gelang es, 
neue Wohnformen – Mehrgenerationen-
häuser oder Wohngemeinschaften – für 
ältere Menschen zu unterstützen. Noch 
heute profitieren Kinder von der damals 
eingeführten Schulübergangsphase, in der 
sich Schule und Kita mit den Eltern über 
die Kinder austauschen, um diese besser 
auf die Schule vorzubereiten.

2008 wurde mir die Frage gestellt, ob ich 
das Rathaus in Dresden für unsere Union 
zurück erobern möchte. Gern nahm ich 
diese Herausforderung an. Die Bürgerin-
nen und Bürger sprachen mir mit mehr als 
64 % ihr deutliches Vertrauen aus. Nur 
so konnte ich „ein neues Kapitel für Dres-
den“ aufschlagen. Schnell orientierte ich 
mich an neun strategischen Zielen, die – 
so hoffe ich – auch künftig die Stadtver-
waltung prägen werden. Mein Weg führte 
mich über ein Gebiet mit zahlreichen zu 
lösenden Problemen, beispielsweise en-
deten manche Wege am Fluss. Ich traf auf 
ein gespaltenes Dresden. Brücken galt es 
zu bauen, nicht nur am Waldschlößchen, 
sondern insbesondere zwischen Gegnern 
und Befürwortern. Ich schaffte es mit Un-
terstützung der AG 13. Februar dem Ge-
denken an die Zerstörung Dresdens seine 
Würde zurück zu geben und Dresden aus 
den Klauen der Extremisten zu entreißen. 
Versprechen gehalten – in jeder Hinsicht. 
Der Kulturpalast wird umgebaut – Phil-
harmonie, Herkuleskeule und Stadtbiblio-
thek werden ihm neues Leben einhauchen. 
Das Kraftwerk Mitte entsteht, eine neue 
Heimat für Theater Junge Generation und 
Staatsoperette wird geschaffen und mehr 
als eine Milliarde Euro (+1000! Millionen) 
für Schulen, Sporthallen und Kindergärten 
investiert. Dresden wächst!

Oberbürgermeisterin Helma Orosz

Aus dem Rathaus
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In meiner Amtszeit sank die Arbeitslo-
sigkeit Dresdens merklich (ca. 8 %). Aber 
viel wichtiger ist, dass die Anzahl der so-
zialversicherungspflichtiger Arbeitsplätze 
trotz Wirtschafts- und Finanzkrise in 
Dresden gestiegen ist. Wahrlich Dres-
den entwickelte sich zur Hauptstadt der 
Hauptstädte. Ein wichtiger Schritt zur Ver-
söhnung mit der UNESCO war die Aus-
zeichnung als Stadt der nachhaltigen Ent-
wicklung im Jahr 2012. Schon bald werden 

mehr als 550.000 Menschen hier ihre Hei-
mat finden, denn sie werden Dresden füh-
len und erleben. Die Stiftung Kunst und 
Musik sowie die Ostrale helfen dabei, 
Dresdens Barock in die Neuzeit zu über-
führen. Es gilt europäische Kulturhaupt-
stadt 2025 zu werden.
Für mich endet einerseits der Weg in öf-
fentlichen Ämtern schweren Herzens mit 
Ablauf des 31. März 2015. Meine jahrzehn-
telange Arbeit für die Bürgerschaft, oft 

bis spät in die Nacht, fordern ihren Tribut. 
Meine Gesundheit erlaubt kein Weiterma-
chen. Gezwungenermaßen werde ich von 
unserem Innenminister Markus Ulbig in 
den Ruhestand versetzt, der mit unserer 
Hilfe mein würdiger Nachfolger werden 
wird. Ihm, Ihnen und ganz Dresden werde 
ich auch künftig zur Seite stehen, mich zu 
Wort melden und einbringen. Schließlich 
stehen wir gemeinsam als eine Union für 
unserer Stadt.

Aus dem Rathaus

zum 93.
Frau Jutta Schepitz	 23.03.	 OV Dresdner Süden

zum 92. 
Frau Ruth Ehrhardt	 10.02.	 OV Dresdner Westen

zum 90.
Herrn Rudolf Schur	 02.03.	 OV Neustadt

zum 87.
Herrn Fritz Rick	 29.02.	 OV Gruna/Seidnitz

zum 86.
Herrn Hans Augsburg	 12.02.	 OV Dresdner Süden

Herrn Walter Tempel	 06.03.	 OV Dresdner Westen

zum 84.
Herrn Rudolf Werner	 12.02.	 OV Dresdner Süden

Herrn Werner Grieger	 30.03.	 OV Dresdner Norden

zum 83.
Herrn Günter Mehlig	 02.03.	 OV Dresdner Westen

Herrn Herbert Weimert	 31.03.	 OV Altstadt/Großer Garten

zum 82.
Frau Veronika Rißmann	 22.02.	 OV Loschwitz/Weißer Hirsch

zum 81.
Herrn Rolf Thieme	 19.02.	 OV Blasewitz/Striesen

Herrn Prof. Dr. Ralf Köpsel	 14.03.	 OV Blasewitz/Striesen

Frau Regina Kwauka	 20.03.	 OV Blasewitz/Striesen

zum 75.
Herrn Dr. Claus Peter Geier	 16.02.	 OV Dresdner Südosten

Herrn Christian Philipp	 22.02.	 OV Dresdner Südosten

Frau Gisela Lehmann	 26.02.	 OV Neustadt

Herrn Dieter Georgi	 29.03.	 OV Blasewitz/Striesen

zum 70.
Frau Jutta Littmann	 01.02.	 OV Loschwitz/Weißer Hirsch

Herrn Heinz-Dietmar Stelzer	 17.02.	 OV Dresdner Südosten

Herrn Prof. Dr. Martin Gillo	 23.03.	 OV Altstadt/Großer Garten

Frau Dagmar Tasche	 26.03.	 OV Gruna/Seidnitz

zum 65.
Herrn Dr. Georg Böhme-Korn	 04.02.	 OV Dresdner Südosten

Herrn Dr. Michael Elgner	 07.02.	 OV Dresdner Süden

Herrn Dr. Helfried Reuther	 16.03.	 OV Gruna/Seidnitz

zum 60.
Herrn Siegfried Reiprich	 15.02.	 OV Dresdner Süden

Herrn Jörg Dreier	 19.03.	 OV Dresdner Süden

Frau Uta Poller	 23.03.	 OV Loschwitz/Weißer Hirsch

zum 55.
Herrn Claus Ludwig Meyer-Wyk	 01.02.	 OV Blasewitz/Striesen

Herrn Dr. Karsten Rönner	 06.03.	 OV Loschwitz/Weißer Hirsch

Herrn Stefan Rother	 14.03.	 OV Zschachwitz

Herrn Dieter Bertsch	 16.03.	 OV Loschwitz/Weißer Hirsch

Herrn Joachim Stübner	 23.03.	 OV Altstadt/Großer Garten

zum 50.
Frau Christine Sablotny	 02.03.	 OV Dresdner Süden

Herrn Ulrich Atzberger	 07.03.	 OV Neustadt

Frau Caroline Werner	 19.03.	 OV Dresdner Süden

Wir gratulieren zum Geburtstag im Februar und März
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Von den Bundestagsabgeordneten

Am Rande des gestrigen Neujahrsempfangs 
durch den Oberbürgermeister der Stadt Ra-
deberg übergab der Bundestagsabgeord-
nete Arnold Vaatz medizinische Hilfsmit-
tel an den ukrainischen Militärarzt Dr. Vasil 
Stepanowitsch Molotkowski vom 4. Batail-
lon der Nationalgarde aus der Region Ivano-
Frankivsk, zu der auch Radebergs Partner-
stadt Halytsch gehört. 

Arnold Vaatz übergibt medizinische Hilfsmittel für Ukraine
Arnold Vaatz MdB

Die Situation in der Region ist dramatisch. 
Über 5.000 Menschen sind gestorben; die 
Dunkelziffer ist aber noch viel höher. Drin-
gend wird medizinisches Material benötigt 
und aus diesem Grund sind wir an verschie-
dene Krankenhäuser in Sachsen herangetre-
ten, mit der Bitte, zu helfen. Das Echo war 
überwältigend und von Leipzig bis Bautzen 
sind medizinische Einrichtungen in Sachsen 
unserem Aufruf gefolgt, so Arnold Vaatz bei 
der Übergabe am Sonntag. Konkret gespen-
det hatten die Oberlausitzkliniken gGmbH 
in Bautzen, das Universitätsklinikum Leip-
zig, das Krankenhaus St. Joseph-Stift Dres-
den, die Asklepios ASB Klinik Radeberg, das 
Malteser Krankenhaus St. Johannes in Ka-
menz sowie das Alten- und Pflegeheim Ra-
deberg mit Waren im Wert von über 3.000 
Euro.  Das medizinische Material kommt di-

rekt dahin, wo die Menschen es brauchen, 
so Dr. Stepanowitsch in seiner Erwiderung. 
Aber nicht nur medizinische Hilfsmittel wur-
den gestern übergaben, sondern auch Spiel-
sachen – vor allem für Waisenkinder aus Ha-
lytsch. Der in Radeberg zu Gast weilende 
Halytscher Bürgermeister Orest Tratschik 
nahm die Sachen zusammen mit Stadtrat 
Wolodonir Tschuiko und Kreisrat Wolodo-
mir Magal zum Transport in die Ukraine in 
Empfang. Im Rahmen des hauseigenen Pro-
jektes des Teams um Arnold Vaatz "Kinder 
helfen Kindern" werden diese Sachen sehr 
schnell neue Eigentümer finden. Immer wie-
der wurde in den gestrigen Reden dem Glau-
ben und der Hoffnung Ausdruck verliehen, 
dass die militärischen Auseinandersetzun-
gen zwischen der Ukraine und Russland 
noch in diesem Jahr zu Ende gehen.

Am 3. Februar hatte die Landeszentrale 
für politische Bildung (SLpB) zum Thema 
„Politik(er) erwünscht!“ geladen. Zunächst 
fasste SLpB-Chef Frank Richter die Ergeb-
nisse der letzten beiden Veranstaltungen zu 
Pegida zusammen und gab dann den Vertre-
tern der Fraktion des Sächsischen Landta-
ges, dem Vertreter des Bündnisses „Dresden 
für alle“ und dem Bundestagsabgeordneten 
Jens Spahn, Präsidiumsmitglied der CDU, 
das Wort. Danach wurde die Runde für das 
gesamte Publikum nach der Fischbowl-Me-
thode geöffnet, das heißt, jeder hatte die 
Chance am zentralen Vierertisch für maxi-
mal 3 Minuten mitzudiskutieren. 
Arnold Vaatz nutzte die Gelegenheit, vor 
Anhängern und Gegnern von Pegida Stel-
lung zu beziehen. Er habe sich niemals an 
dem Beschimpfungswettbewerb gegenüber 
Pegida beteiligt und den Eindruck gewon-
nen, als ginge es nur um die politisch kor-
rekte Art diese Demonstrationen zu ver-
urteilen. Die Auseinandersetzung mit der 
Presse gehört für ihn mehr in den Vorder-
grund der Auseinandersetzung. Die Be-

Arnold Vaatz diskutierte in der SLpB zu Pegida

zeichnung Lügenpresse würde er niemals 
verwenden, da die Presse für tatsächliche 
Lügen auch bezahlen müsse. Viel schlimmer 
seien Halbwahrheiten und selektive Wahr-
nehmungen. Vaatz erinnerte in diesem Zu-
sammenhang an den vermeintlichen Mord 
eines Jungen aus rassistischen Gründen in 
einem Sebnitzer Schwimmbad, der im Jahre 
2000 zur medialen Einäscherung der gesam-
ten Stadt führte. Er könne verstehen, dass es 
nach solchen Entgleisungen, die eine ganze 
Region dauerhaft in Verruf bringen, kein 
Vertrauensverhältnis zur Presse mehr gebe. 
Auch er beschränke seit dieser Zeit seine 
Kommunikation mit Medienvertretern auf 
das berufliche Mindestmaß. Hinzu komme 
das von den Medien beförderte Klima, in 
dem es in Deutschland erlaubte, staatlich 
geförderte und erwünschte Ängste gebe, z. 
B. vor der Erderwärmung, vor CO2, vor der 
Gentechnik und der Kernenergie oder un-
genügendem Naturschutz. Wenn jemand 
aber täglich Gewalttaten im Fernsehen sieht 
und die Täter sich dabei auf den Islam beru-
fen, ist die Angst davor offensichtlich nicht 

erwünscht. Vaatz plädierte deshalb für ei-
nen gleichberechtigteren Umgang mit un-
seren Ängsten.
Für den Fortgang der Diskussion habe ich 
als Nichtdemonstrant jeweils eine Frage an 
beide Seiten. Wie ist es für die Pegida-De-
monstranten mit ihrem Eintreten für Mei-
nungs-, Presse- und Versammlungsfreiheit 
vereinbar, mittels Fahnen und Transparen-
ten und Begleitung durch den Propaganda-
sender Russia Today ihre Solidarität für Pu-
tins Russland zu erklären, der genau diese 
Rechte im eigenen Land unterdrückt und 
sich anschickt, sein System der Unfreiheit in 
europäische Nachbarländer zu exportieren? 
Wie können Nopegida-Anhänger für Weltof-
fenheit und ein friedliches Zusammenleben 
aller Kulturen in Dresden demonstrieren, 
wenn in ihren Reihen gewaltbereite Anhän-
ger der Antifa und Linksextremisten mitmi-
schen, die der Gegenseite das Demonstra-
tionsrecht gerade auch deshalb absprechen, 
weil bei Pegida auch einige Rechtsextremis-
ten von NPD und Co. mitlaufen?

Michael Heidrich
Referent Büro Arnold Vaatz MdB
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Am 20. Januar 2015 besuchte Stefan Mül-
ler, parlamentarischer Staatssekretär aus 
dem Bundesministerium für Bildung und 
Forschung (BMBF) auf Einladung von Ar-
nold Vaatz die Handwerkskammer Dresden. 
Er übergab einen Fördermittelbescheid für 
die berufliche Weiterbildung.

Damit kann das seit dem Schuljahr 
2009/2010 sehr erfolgreiche Projekt „För-
derung der Berufsorientierung in überbe-
trieblichen und vergleichbaren Bildungs-
stätten“ auch im kommenden Schuljahr für 
1.046 Schüler fortgeführt werden. Insge-
samt über 4.000 Schüler nutzten bislang die 
10-tägige Berufsorientierung im Dresdner 
Bildungszentrum der Handwerkskammer. 
Das Ziel dabei ist es, den Erfolg unserer re-
gionalen Handwerksbetriebe durch einen 
guten Fachkräftenachwuchs zu sichern. 
Eine frühzeitige und umfangreiche Berufs-
orientierung ist die Basis für eine kluge Be-
rufswahl und den erfolgreichen Abschluss 
der Ausbildung.

Parlamentarischer Staatssekretär Stefan Müller  
besucht Dresden
Fördermittelübergabe des BMBF und Firmenbesuche mit Arnold Vaatz MdB Arnold Vaatz MdB

Im Anschluss fand ein Gespräch mit den 
Geschäftsführern der Firmen Heliatek und 
Novaled statt. Beide Firmen werden vom 
BMBF im Rahmen des Programms „Inno-
Profile-Transfer“ gefördert. Beim Treffen 
mit Dr. Martin Pfeiffer, Technischer Direk-
tor der Heliatek GmbH, und Dr. Jan Bloch-
witz-Nimoth, Verantwortlicher für den 
Bereich Forschung und Entwicklung der 
Novaled AG, erhielt Staatssekretär Stefan 
Müller und Arnold Vaatz einen Einblick in 
die Produktion der flexiblen organischen 
Solarfolien, HeliaFilm®. 
Beide Firmen waren im Jahr 2011 Gewinner 
des Deutschen Zukunftspreises für Technik 
und Innovation für ihre gemeinsamen Er-
gebnisse bei der Erforschung organischer 
Halbleiter und der wirtschaftlichen Umset-
zung dieser Erkenntnisse. 
Das aus der TU Dresden hervorgegangene 
Team hat mit der Gründung beider Firmen 
ein weltweit führendes Organik Elektronik 
Cluster in Dresden aufgebaut und damit 
viele Arbeitsplätze geschaffen. Gemeinsam 

entwickelten sie eine Technologie für or-
ganische Halbleiter, die neuartige und effi-
ziente Bauelemente ermöglichen, wie z.B. 
organische Leuchtdioden (OLED) mit dras-
tisch reduziertem Energieverbrauch und 
langer Lebensdauer sowie flexible, organi-
sche Solarzellen mit deutlich erhöhter Ef-
fizienz. Damit werden visionäre und res-
sourcenschonende Anwendungen in vielen 
verschiedenen Lebensbereichen möglich. 
Heutige Elektronik basiert meist auf kris-
tallinen Halbleitern, z.B. aus Silizium, das 
aufwändig und teuer verarbeitet werden 
muss. Organische Elektronik auf Basis von 
Kohlenstoffverbindungen bietet umwelt-
schonende Alternativen und neue Einsatz-
bereiche. Organische Halbleiter machen es 
möglich, unter minimalem Energie- und Ma-
terialaufwand leichte, flexible, großflächige 
und effiziente Elektronik herzustellen. So 
sind die farbbrillianten Flachdisplays bei 
Smartphones der neuen Generation ohne 
diese Entwicklungen nicht herstellbar.

Vorstellung der organischen Solarfolie – HeliaFilm®. Dr. Jan Blochwitz-Nimoth (Novaled AG), Staatssekräter Stefan 

Müller, Dr. Martin Pfeiffer (CTO Heliatek GmbH), Bundestagsabgeordneter Arnold Vaatz (von li.)

Von den Bundestagsabgeordneten
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Von den Bundestagsabgeordneten

Der Saal im ICC in Dresden ist gut gefüllt. 
300 Bürger und viele Mitarbeiter aus der 
Verwaltung sind zum ersten Dialogforum 
gekommen. Für mich nicht überraschend – 
ich sehe viele mir  bekannte Gesichter. Im 
Verlaufe der Diskussionen an den einzelnen 
Tischen zeigt sich: Heute Abend sind Bürger 
aus dem gesamten politischen Spektrum 
unseres Landes vertreten. Die Mehrheit der 
Diskutanten im Saal scheint auf Seiten der 
Demonstrationsteilnehmer zu liegen.

Schwerpunkt des Abends sollen die Themen 
„Asyl, Integration und Zuwanderung“ sein. 
Nach dem Start der Diskussionen ist eigent-
lich schnell klar: Dieser Komplex ist nur ein 
kleiner Teil der Themen, über die die Bür-
ger diskutieren möchten. Es sind viele an-
dere Beschwernisse, warum die Menschen 
montags auf die Straße gehen. Die Behaup-
tung, vor allem von links-grüner Seite im-
mer wieder in die Welt gesetzt, die Pegida-
Demonstrationen seien fremdenfeindlich 
und rechtsradikal, geht offensichtlich an 
der Realität vorbei. Dass der Kern der Bewe-
gung und das Entstehen der Demonstratio-
nen in diesem Zusammenhang zu sehen ist, 
steht allerdings für mich auch außer Zwei-
fel. Der Rücktritt eines Organisators und 
die bekannt gewordenen Texte und Sprü-
che aus seinem Umfeld weisen dies glas-
klar nach. Nur sind mittlerweile aus 500 De-
monstranten fast 20.000 geworden. 

An meinem Tisch dreht sich die Diskussion 
nicht um ein Einwanderungsgesetz, son-
dern darum, dass Parallelgesellschaften, 
wie in einigen deutschen Großstädten, für 
Dresden und Sachsen abgelehnt werden. 
Und natürlich wird einstimmig herausge-
arbeitet, dass das Erlernen der deutschen 
Sprache höchste Priorität besitzen muss.  
Ohne Sprachkenntnisse kann niemand in 
unserem Land leben und arbeiten. Außer-
dem ist von asylsuchenden Menschen auch 
der Wille zur Integration abzufordern. 

An unseren beiden Tischen verläuft die Dis-
kussion hart, aber in geordneten Bahnen. 

„Miteinander in Sachsen“ – 
erstes Dialogforum in Dresden

Das scheint nicht überall so zu sein. Über-
haupt ist die Diskussionskultur in Dresden 
zum Problem geworden. Durch Demonst-
rationen und ständige Gegendemonstra-
tionen sind manche Menschen kaum noch 
in der Lage, einen geordneten politischen 
Disput zu führen. Der eine Diskutant ver-
sucht, seine Meinung zu äußern, der andere 
ist an dieser Meinung nicht interessiert und 
versucht sein Gegenüber, durch Geschrei 
mundtot zu machen. Da hilft nur die alte 
Weisheit „Wer schreit und rumbrüllt dem 
fehlen die Argumente“. Das war auch am 
ersten Dialogforum zu beobachten; sogar 
der Moderator musste eingreifen. Wie auch 
die Diskussion um „gute“ oder „böse“ De-
monstrationen dabei völlig fehl am Platze 
ist. Wer entscheidet denn darüber, was gut 
und böse ist? Selbsternannte Moralisten 
versuchen, uns hier ständig ihre Meinung 
überzustülpen. Demonstrationsfreiheit ist  
einer der Werte unseres Grundgesetzes. 
Natürlich ärgere ich mich auch über man-
che Demonstration; vor allem in Berlin sind 
ja jeden Tag irgendwelche demonstrieren-
den Leute unterwegs. Aber wir sind ein 
freies Land. Vor 25 Jahren haben wir uns 
dieses Grundrecht wieder erkämpft. Des-
wegen soll jeder demonstrieren gehen, der 
dies möchte, solange seine Überzeugungen 
auf dem Boden des Grundgesetzes stehen. 
Also: Auch mit Blick auf eine Diskussions-

kultur in Dresden kann dieses Dialogforum 
Wertvolles leisten.
Vieles kam an diesem ersten Abend nicht 
zur Sprache. Dies war aber auch kaum mög-
lich. Bleibt die Frage, wie es weiter gehen 
kann. Die PEGIDA-Demonstrationen zeigen 
deutlich, dass es Gesprächsbedarf gibt. Die 
Themen sind sehr vielfältig und müssen zu-
nächst sortiert werden. 

Wichtig ist mir, dass der Gesprächsfaden 
weitergesponnen wird, dass weiter mitei-
nander gesprochen wird und dass einige 
Themen in der politischen Diskussion auch 
einen Kurswechsel oder eine Kurskorrek-
tur in der Politik bewirken. Nicht alles Ge-
wünschte wird sich politisch erfüllen lassen, 
auch weil viele Emotionen bei diesen Ge-
sprächen mit im Spiel sind. Mir ist jedoch 
auch klar geworden, dass sich nicht nur die 
von Parteien beauftragten politisch Agie-
renden aktiv in diesem Dialogprozess blei-
ben müssen, sondern auch die kommunalen 
und regionalen Verwaltungsbereiche in die-
ser Hinsicht gefordert sind. Hier muss vor 
Ort bei vielen Themen weitsichtiger als bis-
her vorgegangen, müssen die Bürger guten 
Willens frühzeitig in Entscheidungsprozesse 
eingebunden werden. 

Das Forum war ein guter Start – 
Fortsetzung muss folgen. 

Andreas Lämmel MdB
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Aus dem Landtag

Seit Wochen, gar Monaten ist etwas anders 
in Dresden. Denn seitdem gibt es kaum noch 
einen „normalen“ Wochenanfang in unse-
rer Stadt. Allmontäglich versammelt sich 
eine bis dato zunehmend größer werdende 
Gruppe, um auf den Dresdner Straßen zu de-
monstrieren und damit ihren Unmut kund 
zu tun. 
Unter dem Slogan „Patriotische Europäer 
gegen die Islamisierung des Abendlandes“ 
wurde dabei anfänglich gegen eine schein-
bar wachsende „Islamisierung“ Dresdens 
protestiert. Ein Anstoß dafür war die an-
steigende Zahl an Asylbewerbern, die in 
Dresden untergebracht werden müssen. 
Vor allem die Standorte, die von der Dresd-
ner Stadtverwaltung für die zentrale Un-
terbringung der Asylbewerber ausgewählt 
wurden, entfachte eine emotionale Debatte 
innerhalb der Dresdner Gesellschaft.
Angesichts eines Anteils muslimischer Mit-
bürger in Sachsen von unter 0,1 Prozent (!) 
lässt sich über den Begriff „Islamisierung“ 
und vor allem einer konkreten Angst da-
vor wahrlich streiten. Das Problem besteht 
doch darin, dass eben Kunstbegriffe wie die-
ser zum Anlass genommen wurden – ja ich 
möchte sogar behaupten, bewusst instru-
mentalisiert wurden –  um bestehende Pro-
blemlagen zuzuspitzen und damit faktisch 
zu vermengen. In Wirklichkeit hat doch aber 
die Einrichtung neuer Asylbewerberheime in 
Dresden nichts mit einer angeblichen „Isla-
misierung“ zu tun. 
Die neueste Studie des Dresdner Politik-
wissenschaftlers Prof. Dr. Werner J. Patzelt 

„Dresdner miteinander im Gespräch“ –  
oder wie wir ALLE lernen müssen,  
einander wieder besser zuzuhören
Dresdner CDU-Landtagsabgeordnete starten Dialogreihe

versucht sich – wie schon verschiedene wis-
senschaftliche Expertisen zuvor – an einer 
Erklärung zur Binnenstruktur der PEGIDA-
Teilnehmer. 
Der Frage, „Was treibt die Menschen denn 
wirklich auf die Straße und warum?“, wollten 
wir, die Dresdner CDU-Landtagsabgeordne-
ten, nicht nur nachgehen, sondern vor allem 
auch Antworten darauf finden. Dabei lie-
fen wir einer Pauschal-Verurteilung der PE-
GIDA-Demonstranten nicht hinterher – das 
Ergebnis der jüngsten „Patzelt-Studie“ un-
termauert diese Einschätzung. Denn danach 
sind, so die Formulierung in dieser aktuellen 
wissenschaftlichen Expertise, ca. zwei Drit-
tel „besorgte Gutwillige“, die ihre Unzufrie-
denheit mit Politik, Politikern, Parteien und 
Medien zum Ausdruck bringen wollen. 
Die PEGIDA-Bewegung ist in sich zwar eine 
heterogene Masse, dennoch folgten die Teil-
nehmer bisher dem „monologischen Prin-
zip“ der Demo-Organisatoren, deren Be-
griffe viel zu lange diffus geblieben sind, 
die lange Zeit keine Gesprächsbereitschaft 
mit den politischen Interessenvertretern er-
kennen ließen und dadurch eine allgemeine 
Unmutsstimmung produziert wurde, die der 
Sachlage rund um die Asyldebatte dieser 
Tage nicht gerecht wird. 
Aber auch die Gegendemonstrationen sind 
kein Ausdruck von Dialogbereitschaft, son-
dern vertiefen die Gräben nur noch mehr 
und ließen die emotionalen Wogen nur noch 
höher schlagen. Aus diesem Grund initiier-
ten die Dresdner CDU-Landtagsabgeordne-
ten die Dialogreihe „Dresdner miteinander 
im Gespräch“, die an das Dialogforum „Mit-
einander in Sachsen“ der sächsischen Staats-
regierung anknüpft und dies direkt mit den 
Bürgern vor Ort in den Dresdner Stadtteilen 
fortführt. Gemeinsam mit den einzelnen In-
teressenvertretern – den Ortsbeiräten und 
den zuständigen Stadträten – ging es erst 
einmal ums Zuhören und Aufnehmen von 
konkreten Problemen, Ängsten bzw. Fra-
gen. Auf meiner ersten Dialogveranstal-

tung, die ich am 03. Februar mit Stadtrat 
Gunter Thiele und den beiden Neustädter 
Ortsbeiräten Lutz Barthel und Jörg Logé 
in den Wenzel Prager Bierstuben durchge-
führt habe, wurde von Seiten einzelner Bür-
ger bspw. bemängelt, dass bei der Standort-
suche zu den neuen Asylbewerberheimen 
in Dresden die Anlieger zu spät oder gar 
nicht in Entscheidungsprozesse einbezo-
gen wurden. In Zukunft ist zum Wohle aller 
Beteiligten an diesen Stellen mehr Finger-
spitzengefühl gefragt. Die Menschen wol-
len Entscheidungen nachvollziehen können. 
Dafür muss seitens der Verwaltung auch ein-
mal der „normale“ Dienstweg verlassen wer-
den, um Transparenz und damit Verständnis 
bei der Allgemeinheit zu schaffen. In Rich-
tung aller "besorgten Gutwilligen" sage ich 
aber auch deutlich, Pauschalisierungen, die 
mit "die Politik..." beginnen, sind ebenso we-
nig dialogzuträglich. Die Pflicht zur Dialog-
bereitschaft kann und darf in Zukunft nicht 
einseitig sein. Beide Seiten – politische Ak-
teure und Bürger – müssen in Zukunft ge-
nauer hinhören bzw. frühzeitiger und offen-
siver das Gespräch suchen.

Neben den Veranstaltungen der Landtags-
abgeordneten setzte auch der MIT-Kreis-
verband die Dialogreihe am 04. Februar 
fort. Christian Hartmann MdL gab dabei in 
seiner Funktion als innenpolitischer Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion noch einmal 
einen detaillierten Einblick zum Asylverfah-
ren. Für die anwesenden Unternehmer war 
in diesem Zusammenhang auch das Thema 
Zuwanderung wichtig. Denn es ist ja kein 
Geheimnis, dass wir aufgrund des demo-
grafischen Wandels in Zukunft auf Zuwan-
derung angewiesen sein werden, um unse-
ren Fachkräftebedarf zu decken. Natürlich 
muss man in diesem Zusammenhang dann 
auch über Bedingungen, Kriterien und Maß-
nahmen einer gezielten Zuwanderungspoli-
tik sprechen. Für ein weltoffenes Klima soll-
ten wir jedoch schon heute sorgen!

Patrick Schreiber MdL

DIALOG

Dresdner miteinander im Gespräch 
CDU-Mandatsträger hören zu
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Aus dem Landtag

Das wird nun der xte 
Artikel zum Phäno-
men PEGIDA (Pat-
riotische Europäer 
gegen die Islamisie-
rung des Abendlan-
des). Wozu eine wei-
tere Wortmeldung? 

Weil ich mich als Abgeordneter und Politi-
ker damit auseinandersetzen will und muss!

Zunächst möchte ich auf die enorme Am-
bivalenz der gesamten Problematik hinwei-
sen. Viele der PEGIDA-Thesen kann ich vor-
behaltlos unterstützen. Einige nicht. Wenn 
Menschen auf die Straße gehen um zu de-
monstrieren, dann habe ich das nicht zu 
kommentieren. Das ist ein Grundrecht. 
Auch eine Gegendemonstration ist dem-
entsprechend hinzunehmen. Allerdings ist 
eine Behinderung einer genehmigten De-
monstration nicht zu akzeptieren und ent-
sprechend zu ahnden.
Unangenehm ist mir, wenn die PEGIDA-De-
monstrationen NPD-Funktionäre und Hoo-
ligans einschließen – zu ändern ist es nicht. 
Ich möchte aber darauf hinweisen dürfen.
Unangenehm ist mir, wenn die Gegende-
monstrationen Linksextremisten und soge-
nannte Autonome einschließen – zu ändern 
ist es nicht. Ich möchte aber auch darauf 
hinweisen dürfen.

Ich verstehe die  Ängste der Menschen, die 
bei PEGIDA demonstrieren. Ich habe aber 
auch Angst vor Pauschalisierungen und Vor-
urteilen. Nicht jeder, der als Flüchtling zu 
uns kommt, ist verfolgt. Jeder hat aber das 
Recht, dass sein Asylantrag geprüft wird. 
Das ist ein rechtsstaatlicher Grundsatz, auf 
den wir stolz sein sollten.
Aber jeder, der als Flüchtling zu uns kommt, 
ist ein Mensch. Auch ein Mensch, der nach 
unseren rechtlichen Maßstäben zu Unrecht 
hier ist und dann gesetzeskonform abge-
schoben wird, muss immer noch als Mensch 

Martin Modschiedler 

behandelt werden. Wir sollten grundsätz-
lich Begrifflichkeiten bedachter benutzen 
und nicht vorschnell urteilen und dabei vor 
allem immer zwischen Flüchtlingen, Zuwan-
derern und Asylbewerbern unterscheiden. 
Unser Grundgesetz sieht das Grundrecht 
auf Asyl vor. Wir sollten stolz darauf sein, 
entspricht es doch unseren christlich-jüdi-
schen Traditionen und Werten, Verfolgten 
zu helfen!

Ich verstehe, dass Menschen wütend auf 
Teile der Presse und Medien sind und der 
vierten Gewalt vorwerfen, undifferenziert 
und einseitig zu berichten. Aber wir haben 
Pressefreiheit und eine Vielzahl verschiede-
ner und unzensierter Meinungsplattformen. 
Wir sollten stolz darauf sein. Es ist nicht war, 
dass es eine Einheitspresse gibt. Ich entde-
cke schon noch Unterschiede zwischen ei-
ner taz und einer WELT oder zwischen ei-
ner Jungen Freiheit und einer Jungen Welt. 
Und ich erkenne Unterschiede in der Me-
dienlandschaft von Russland, Saudi-Ara-
bien oder Deutschland. Unsere entspricht 
grundsätzlich meinen Vorstellungen. Wir 
sollten vorsichtig sein mit Pauschalisierun-
gen. Das hat auch nichts mit Schönreden zu 
tun und die Presse hat selbstverständlich 
auch eine Verantwortung, der sie gerecht 
werden muss.  Differenzierungen sind aber 
immer hilfreich.

Ich verstehe, wenn Menschen sich von der 
Politik und von Politikern unverstanden füh-
len. Aber: Es ist unserer repräsentativen De-
mokratie immanent, dass Politiker bekannt 
und erreichbar sind  und dass sie sich dem 
Diskurs stellen müssen: immer wieder, tag-
täglich und nicht nur alle 4 bzw. 5 Jahre, 
wenn man in den Wahlkampf zieht. Und 
dies geschieht permanent. Aber was erwar-
tet der Bürger von einem Diskurs mit einem 
Politiker? Erwarte er dann immer volle Zu-
stimmung? Oder kann  er mit einer anderen 
Meinung leben? Erwarte er, dass der ange-

sprochene Politiker zu 100% sein Anliegen 
umsetzt? Und wie verhalte ich mich als Bür-
ger, wenn meinem Anliegen – argumenta-
tiv begründet – nicht entsprochen wird. 
Bürgerbeteiligung ist nicht einseitig. Es be-
deutet immer Dialog, Auseinandersetzung 
und Streit! Das gehört zur Demokratie dazu. 
Diesen Diskurs zu diskreditieren beschädigt 
unsere Demokratie – er ist Grundlage un-
serer Gesellschaftsform. Mangelnde politi-
sche Bildung ist hierbei eine schwere Bürde.
Mir persönlich zeigt diese Thematik, dass es 
uns an Werten mangelt. Warum sind viele 
Menschen in unserem Land so unzufrieden, 
verbittert und verängstigt? Materielle Not 
wird in den seltensten Fällen der wirkliche 
Grund sein. Oft sind es fehlende Werte, 
die uns verbittern lassen. Ein Leben kann 
nicht gelingen, wenn Nächstenliebe, Fami-
lie, Freundschaften, Liebe, Hoffnung, Barm-
herzigkeit und – für mich – Gottesliebe im 
Alltag keine Rolle mehr spielen. Es liegt an 
jedem persönlich, wie er sich gegenüber 
seinem Nächsten verhält. Ob unser eige-
nes Wohl im Mittelpunkt unseres Denkens 
steht oder ob wir bereit sind, für unsere Ge-
sellschaft Verantwortung zu übernehmen. 
Wenn ich mir meiner eigenen Grundwerte 
bewusst bin, dann kann ich mich auch offen 
gegenüber Neuem zeigen!
Warum schreibe ich das? Weil es in mei-
nen Augen eine große Gefahr bedeutet, 
wenn aus einzelnen – teils berechtigten – 
Kritikpunkten an unserer Gesellschaft, Ge-
setzen usw. eine Grundsatzkritik wird. Zu-
mal wenn keine Alternative geboten wird. 
Es hilft uns kein Schwarz-Weiß-Denken. Es 
hilft uns nur eine Differenzierung. Es hel-
fen uns Weiterentwicklungen. Stillstand ist 
schlecht. Aber einer Revolution bedarf es 
auch wieder nicht. Das alles ist mühsam, das 
braucht Zeit und Eingeständnisse, das er-
fordert Kompromisse, das ist anstrengend 
– das ist unsere parlamentarische Demokra-
tie. Wir sollten stolz darauf sein.

martin.modschiedler@slt.sachsen.de 

Differenzieren wir! Seien wir stolz auf das, 
was wir haben! Entwickeln wir uns weiter! – 
Zur PEGIDA-Diskussion
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Aus dem Landtag

Am 19 Dezember 
überreichte Innen-
minister Markus Ul-
big der Dresdner 
Oberbürgermeiste-
rin, Helma Orosz, 
einen Fördermittel-
bescheid in Höhe 

von 1 Million Euro aus dem Sonderpro-
gramm „Denkmalpflege“ des Freistaates 
Sachsen.
Der Kulturpalast, der von 1967 bis 1969 in 
Stahlbetonskelettbauweise errichtet wurde, 
gilt in seiner baulichen Struktur als Archi-
tekturdenkmal der so genannten Nach-
kriegsmoderne.
Auf Grundlage eines Stadtratsbeschlus-
ses von 2008 begann die Stadt Dresden 

Kulturpalast erhält 1 Million Euro Denkmalföderung 
vom Freistaat StM Markus Ulbig

im Jahr 2013 mit umfangreichen Baumaß-
nahmen. Ziel ist die brandschutzgerechte 
Modernisierung der Bausubstanz und ein 
funktionsorientierter grundlegender Um-
bau. Der freistehende und das direkte Um-
feld prägende Baukörper an sich soll dabei 
allerdings erhalten bleiben, um an das wie-
deraufgebaute Nachkriegs-Dresden zu er-
innern. Im Rahmen der Umbaumaßnahmen 
sollen Musik, Bildung und Humor unter ei-
nem Dach vereint und zu einem internati-
onal anerkannten, kulturellen Anziehungs-
punkt werden. Das Nutzungskonzept sieht 
einen komplett neuen Konzertsaal für die 
Dresdner Philharmonie mit einzigarti-
ger Akustik, ergänzt durch den Einzug der 
Hauptbibliothek sowie das Kabarett „Her-
kuleskeule“ in den Kellerräumen vor.

Um dieses erweiterte und moderne Nut-
zungskonzept mit dem Anspruch an eine 
denkmalgerechte Sanierung zu vereinen, 
gilt es neben der baulichen Hülle, den Bron-
zetüren und dem Wandfries, vor allem das 
architektonisch anspruchsvolle Foyers kri-
teriengerecht zu rekonstruieren.    

Die durch den Freistaat gewährten Förder-
mittel aus dem Sonderprogramm „Denk-
malpflege“ sollen für die originalgetreue 
Wiederherstellung der sogenannten Mogi-
Deckenkonstruktion sowie der dazugehöri-
gen Beleuchtung in den zentralen Foyers im 
Erdgeschoss, im ersten Zwischengeschoss 
und im ersten sowie im zweiten Oberge-
schoss verwandt werden. 

2016 wird die wun-
derschöne Stadt 
Breslau Kultur-
hauptstadt Euro-
pas sein. Ein Titel, 
mit dem vielfältige 
Chancen verbun-
den sind, national 

wie international Aufmerksamkeit und In-
teresse zu erregen. Die CDU/SPD- Koalition 
hat am im November 2014 einen Antrag in 
den Landtag eingebracht, in dem sie die 
Staatsregierung auffordert, die Ernennung 
Breslaus zur „Kulturhauptstadt Europas“ zur 
Stärkung der sächsisch-polnischen Bezie-
hungen zu nutzen. Dahinter liegt die Idee, 
die guten Kontakte zwischen Sachsen und 
Polen weiter auszubauen und zu vertiefen.

Die deutsch-polnische Geschichte beginnt 
weit vor dem 20. Jahrhundert und ist durch 
viele Gemeinsamkeiten geprägt. Leider 
hat insbesondere das letzte Jahrhundert 
schmerzhafte Spuren hinterlassen, aber 
auch Hoffnung. Wir können heute dankbar 

Breslau als Kulturhauptstadt Europas – 
Chancen für Dresden und Sachsen nutzen! Aline Fiedler MdL

sein, dass in unseren beiden Ländern Frei-
heit ein selbstverständliches Grundrecht 
ist. Nicht nur für uns Sachsen ist es normal, 
zum Tagesausflug ins nahe Breslau zu fah-
ren, wo sich die Generation unserer Groß-
eltern noch unversöhnlich gegenüberstand. 
Dieser freundschaftliche Umgang miteinan-
der war vor 70 Jahren – und auch lange da-
nach – kaum vorstellbar. 
Wenn es um die Vertiefung freundschaft-
licher Beziehungen geht, geht es immer 
auch um die Einbindung möglichst vie-
ler Menschen. Deshalb haben wir in unse-
rem Antrag angeregt, die verschiedenen 
sächsischen Institutionen aus Kultur, Wis-
senschaft, Wirtschaft und Gesellschaft 
einzuladen, sich an der Erarbeitung eines 
Konzeptes für die Präsentation Sachsens 
in Breslau sowie an den Aktivitäten im Jahr 
2016 zu beteiligen. Wir haben eine starke 
Basis, auf der wir aufbauen können. Seit 
1959 besteht eine Partnerschaft zwischen 
Dresden und Breslau. Auch die guten Erfah-
rungen aus der Bewerbung Görlitz/Zgorz-
lec um den Titel der Kulturhauptstadt kön-

nen und sollen in die Vorbereitungen für 
2016 einfließen. Das 2012 eröffnete Ver-
bindungsbüro des Freistaates Sachsen in 
Breslau ist ein wichtiger Ansprechpartner, 
dem es gelingen kann, geknüpfte Kontakte 
und Verbindungen über das Kulturjahr 2016 
hinaus zu begleiten und zu pflegen. Dabei 
soll unser Anliegen selbstverständlich als 
freundliche Anfrage, als Angebot verstan-
den werden. Die Ausgestaltung liegt natür-
lich in der Verantwortung der polnischen 
Gastgeber und speziell der Breslauer.

Für das Jahr 2025 will sich auch Dresden 
um den Titel der Kulturhauptstadt  bewer-
ben. Bei unserer Bewerbung können wir von 
Breslau lernen und wertvolle Impulse auf-
nehmen. Wenn Dresden 2025 den Titel er-
hält, wäre das eine wunderbare Gelegen-
heit sich in und mit Europa zu präsentieren. 
Jetzt besteht die Möglichkeit,  in Breslau Er-
fahrungen zu sammeln und daraus Motiva-
tion und Profil für die eigene Bewerbung 
zu ziehen.

aline.fiedler@slt.sachsen.de
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Aus den Ortsverbänden

Bürgersprechstunden der Landtagsabgeordneten:
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h.Aline Fiedler MdL 13.03., 13.00 – 18.00 Uhr, Bürgerbüro, Chemnitzer Straße 115, 0351  4667750

wahlkreis@aline-fiedler.de 

Christian Hartmann MdL Sprechstunden derzeit 

nur nach Terminabsprache

0351  4935532

christian.hartmann@slt.sachsen.de

Martin Modschiedler MdL 04.03., 16.00 – 18.00 Uhr, Wahlkreisbüro, Bergmannstraße 7, gemeinsam mit Stadträtin 

Astrid Ihle und Stadtrat Peter Krüger

0351  43837348

tw@martin-modschiedler.de

Christian Piwarz MdL 25.03., 16.00 – 18.00 Uhr, 

22.04., 16.00 – 18.00 Uhr

OA Leuben, Hertzstraße 23 – mit Stadträtin Heike Ahnert

OA Prohlis, Prohliser Allee 10 – mit Stadtrat Dietmar Haßler

0351  4935520

christian.piwarz@slt.sachsen.de

Lars Rohwer MdL Sprechstunden derzeit 

nur nach Terminabsprache

Bürgerbüro, Kesselsdorfer Str. 55 0351  4935594

l@rs-rohwer.de

Markus Ulbig MdL Sprechstunden derzeit 

nur nach Terminabsprache

0351 4935530 

markus.ulbig@slt.sachsen.de

Patrick Schreiber MdL 04.03., 16.00 – 18.00 Uhr, 

01.04., 16.00 – 18.00 Uhr

Wahlkreisbüro Antonstraße 15 0351  81040-01

buero@schreiber-patrick.de

Staatsminister Markus Ulbig, MdL, war am 
12.01.2015 in der ersten Mitgliederver-
sammlung des CDU Ortsverbandes Dresd-
ner Süden im Jahr 2015 als vom Kreisaus-
schuss vorgeschlagener „OB-Kandidat“ zu 
Gast und diskutierte mit uns über die der-
zeit wichtigsten kommunalpolitischen The-
men.
Markus Ulbig stellte sich zunächst kurz 
vor und erläuterte seinen beruflichen Wer-
degang, um anschließend gleich auf das 
brandaktuelle Thema „Pegida“ in Dresden 
einzugehen.
Er drückte seine Besorgnis aus, dass durch 
die „Pegida“-Demonstrationen ein Keil 
in die Bürgergesellschaft getrieben und 
Dresden gesellschaftlich gespalten wer-
den könnte.
Er machte sehr deutlich, dass das verhindert 
werden müsse und er Oberbürgermeister 

„Oberbürgermeister  
für alle Dresdnerinnen und Dresdner!“
Markus Ulbig zu Gast im Ortsverband Dresdner Süden Edgar König

für alle Dresdnerinnen und Dresdner sein 
möchte. Dies setze natürlich voraus, dass 
er zunächst am 06.02.2015 vom Kreisver-
band der CDU Dresden als „OB Kandidat“ 
nominiert werde und die Bürgerinnen und 
Bürger ihn am 07.06.2015 zum Oberbür-
germeister der Landeshauptstadt Dresden 
wählen.
Er sei bereit mit „Pegida“ in einen Dialog 
zu treten und sich mit den Fragen, Sorgen 
und Befindlichkeiten der Teilnehmer ausei-
nanderzusetzen. „Pegida“ müsse aber kon-
sensbereit sein.
Er sprach in diesem Zusammenhang über 
die Asyl- und Zuwanderungspolitik. Die 
Asylverfahren dauern viel zu lange. Maxi-
mal 3 Monate sei das Ziel. Er dränge da-
her auf eine Verfahrensbeschleunigung und 
zwar nicht erst seit den „Pegida“-Demonst-
rationen. Klar sei, wer keinen Anspruch auf 
Asyl habe, sei ausreisepflichtig. In diesem 
Zusammenhang sprach er sich sehr klar ge-
gen ein Winterabschiebestop aus und zwar 
mit der Begründung, dass jegliche Art von 
systemwidrigen Anreizen ausgeschlossen 
werden müsse. Wem aber ein Asylrecht zu-
stehe, der sei zu integrieren. 
Es gäbe aber nicht nur das Thema „Asyl“, 
sondern es gehe auch um den Fachkräfte-
bedarf, der gerade in Dresden als Wissen-
schaftsstandort von besonderer Bedeutung 

sei. Weitere kommunalpolitische Themen  
kamen im Rahmen der Diskussion zur Spra-
che, wobei er sich vor allem für eine Beibe-
haltung der Schuldenfreiheit, für bezahlba-
res Wohnen und gegen Kriminalität in der 
Dresden stark machen möchte. Des Weite-
ren müssten die neuen Technologien stär-
ker genutzt werden, um eine bessere Kom-
munikation erreichen zu können.
Markus Ulbig gab unseren Mitgliedern an 
diesem Abend einen ersten Einblick über 
seine Vorstellungen als „OB-Kandidat“ und 
seine kommunalpolitischen Schwerpunkte, 
die es aber noch zu vervollständigen gilt. 
Deshalb bat er um Zuarbeit relevanter The-
men aus den Ortsverbänden.
Wir versicherten ihm unsere volle Unter-
stützung und verabschiedeten ihn mit der 
Erkenntnis, dass er klare Vorstellungen hat 
und seine Meinung deutlich vertritt, aber 
dennoch stets dialogbereit und den Men-
schen gegenüber zugewandt ist. Seine fach-
liche Qualifikation ist dazu unbestritten und 
er hat die Fähigkeit die Stadt glaubwürdig 
zu repräsentieren. Alles Eigenschaften, die 
ein Oberbürgermeister einer Großstadt wie 
es Dresden ist (weiterhin) braucht und der 
Stadt und ihren Bürgerinnen und Bürgern 
gut tun. Denn es geht um die Zukunft un-
serer Stadt!
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Aus den Ortsverbänden

Ende 2014 trafen sich der Vorstand der CDU 
Blasewitz / Striesen und die CDU-Ortsbei-
räte aus Blasewitz zu einer Gesprächsrunde. 
Ziel war das gegenseitige Kennenlernen und 
der Austausch zu aktuellen Themen. Dabei 
standen insbesondere die Asylproblema-
tik und die neue politische Gesamtsitua-
tion in Dresden nach den Kommunalwah-
len im Mittelpunkt. Modschiedler: "Es ist 
wichtig, dass wir uns gegenseitig noch bes-
ser kennenlernen und stetig miteinander 
austauschen. Zudem soll das Treffen auch 
ein kleines Dankeschön für das großartige 
ehrenamtliche Engagement unserer Vor-
standsmitglieder und Ortsbeiräte sein. Dem 
Ortsbeirat Blasewitz gehören sieben CDU-
Ortsbeiräte an, entsprechend gibt es sieben 
Stellvertreter. Zum Vorstand der CDU Bla-
sewitz / Striesen zählen zwölf Mitglieder, 
darunter die beiden Stadträte Steffen Ka-
den und Peter Krüger.

Treffen des CDU-Vorstandes  
und der Blasewitzer CDU-Orts-
beiräte - auf eine gute Zusam-
menarbeit

Deutschland nimmt 27 Traditionen und 
Wissensformen in sein neues bundeswei-
tes Verzeichnis des immateriellen Kulturer-
bes auf. Dazu zählen auch die Sächsischen 
Knabenchöre. Herzlichen Glückwunsch den 
Leipziger Thomanern, den Dresdner Kapell-
knaben und dem Dresdner Kreuzchor. Ich 
bin froh und auch ein klein wenig stolz, dass 
zwei dieser Chöre in meinem Wahlkreis ihr 
zu Hause haben.

Martin Modschiedler ist stolz: 
Weltberühmte Dresdner Kna-
benchöre jetzt im bundeswei-
ten Verzeichnis des immateriel-
len Kulturerbes aufgenommen 
wurden

Anfang Januar stellte sich der designierte 
CDU-Kandidat für die Dresdner Oberbür-
germeisterwahl 2015, Staatsminister Mar-
kus Ulbig MdL, den Dresdner CDU-Orts-
verbänden Blasewitz / Striesen, Loschwitz 
/ Weißer Hirsch und Gruna / Seidnitz vor. 
Die mehr als 60 anwesenden Mitglieder wa-

Dresden vor der Wahl - Markus 
Ulbig stellt sich vor

Das Mitglied des CDU-Ortsverbandes Bla-
sewitz / Striesen, Herr Dr. Harald Tausch-
Marton, ist am 9. Januar d. J. im Alter von 
73 Jahren verstorben.

In allererster Linie ist mit seinem Namen 
die in den Oktobertagen 1989 erfolgte 
Loslösung der CDU (Ost)-Mitglieder in der 
Dresdner Stadtverordnetenversammlung 
aus der SED-geführten Einheitsfront ver-
bunden. Die CDU-Mitglieder bildeten un-
ter seiner Federführung eine Fraktion, die 
er bis zu den Kommunalwahlen geführt hat. 
Ohne Gefahr und Risiken war dieser Schritt 
der Loslösung „weiß Gott“ nicht. Auf dem 
letzten CDU-Parteitag im November des 
vergangen Jahres hat Arnold Vaatz in einem 
Beitrag mit klaren und unmissverständli-
chen Worten diesen Verdienst von Herrn 
Harald Tausch-Marton gewürdigt.

Die Dresdner CDU darf dankbar dafür sein, 
dass diese Erklärung vor seinem Tod er-
folgte. Sie verneigt sich dankbar vor Herrn 
Dr. Harald Tausch-Marton. Seiner Frau Ma-
nuela Tausch-Marton und der gesamten Fa-
milie gilt unser Mitgefühl.

Nachruf  
Dr. Harald Tausch-Marton

ren sehr gespannt und stellten dem Minis-
ter nach dessen Vorstellung zahlreiche Fra-
gen. Im Mittelpunkt standen dabei natürlich 
die Themen Asyl und Flüchtlinge, aber auch 
über Kriminalität, die Polizeireform und 
Wohnen wurden diskutiert. Markus Ulbig 
nutzte den Abend, um von den Mitgliedern 
zu erfahren, welche Themen im kommen-
den Wahlkampf und für die nächsten Jahre 
für Dresden wichtig seien. Moderiert wurde 
der Abend von den Ortsverbandsvorsitzen-
den und Landtagsabgeordneten Christian 
Piwarz und Martin Modschiedler.

Die Dresdner Senioren-Union hatte zu ih-
rem alljährlichen adventlichen Nachmittag 
ins ALLO-Heim Nähe Bürgerwiese einge-
laden. Die sehr beliebte und gern besuchte 
Veranstaltung beinhaltete in diesem Jahr 
etwas ganz Besonderes. Mir war es gelun-
gen, das Dresdner Heinrich-Schütz-Konser-
vatorium für die kulturelle Ausgestaltung 
zu gewinnen.

Unser Vorsitzender Peter Girst eröffnete 
den Adventsnachmittag. Eingebettet in 
das Konzert, welches uns 17 Kinder vom 
Heinrich-Schütz-Konservatorium bescher-
ten, sprach Dompfarrer Büchner von der 
Dresdener Kathedrale das Geistliche Wort. 
Selbstverständlich sangen wir einige Weih-
nachtslieder, bevor Kaffee und Dresdner 
Christstollen an der Reihe waren. Erfreuli-
cherweise besuchte uns auch unser Kreis-
vorsitzender Christian Hartmann. Die klei-

Alle Jahre wieder…

nen Musikanten labten sich kindgemäß an 
Kakao und Keksen und Peter Girst hatte 
obendrein noch für die Kinder Überra-
schungseier zu verschenken. 
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Erinnerung | Aus den Arbeitskreisen

Der CDU OB-Kandidat Markus Ulbig und 
Prof. Dr. Hans Vorländer, TU Dresden ha-
ben nicht nur über einige Schwerpunkte 
des zukünftigen OB-Wahlprogrammes 
von Markus Ulbig für die Bereiche Wis-
senschaften sowie Wirtschaft, sondern 
aus aktuellem Anlass auch über die Ana-
lyse von Prof. Dr. Vorländer zu den sich 

Dresden Stadt der Wissenschaften und 
Wirtschaft – Wer steht hinter Pegida
AK Innovation, Wissenschaft und Technologie

wieder abschwächenden Pegida-Demons-
trationen und der Pegida-Spaltung disku-
tiert. Das heißt aber nicht, dass die von der 
Mehrheit der Demonstrationsteilnehmer 
artikulierten Probleme nach  Gesprächs-
runden der Politiker mit Bürgern gelöst 
sind. Es sind nunmehr Politik und Verwal-
tung von Dresden sowie Sachsen gefordert 

u.a. nach Lösungen einer besseren Kom-
munikation und Einbindung der Bürger in 
die Entscheidungsprozesse zu suchen.

Einige Ziele des OB-Kandidaten Markus 
Ulbig:
Eine der wichtigeren Aufgaben als CDU-
OB bezeichnet Markus Ulbig die Umset-

Andreas Baumann

In der milden Winternacht, am 13. Februar 
1945, machte uns drei Kinder die Mutter 
munter. Wir sahen hinter dem Schwarzen-
berg, bei Elstra einen roten Feuerschein. 
"Das da ist Dresden!" sagte die Mutter. Die-
ses Bild, in der Ferne, ist bis heute in mei-
nem Gedächtnis geblieben. 5 Jahre später 
konnte ich als 10-Jähriger meine Sommer-
ferien bei meinem Patenonkel, dem Tisch-
lermeister Kurt Claus in Dresden, im Hin-
terhaus der Schorrstraße 39 verbringen. 
Sichtlich betroffen war ich, als ich zum 1. 
Mal die Ruinen, die Trümmerhaufen, die 
Trümmerbahn auf den freigeräumten Stra-
ßen und dazwischen Sträucher, stehenge-
bliebene Bäume und hohe Essen gesehen 
habe. 

Schleichwege und Trampelpfade verkürz-
ten die Wege zum Hauptbahnhof und zu 
anderen stehengebliebenen Hinterhäusern. 
In dem ungleichen Straßenrechteck, zwi-
schen Reichenbachstraße, damals Reichs-
straße nun Fritz-Löffler-Straße, Strehle-
ner Straße und Gutzkowstraße, waren von 
400 sechsstöckigen Häusern nur zwei ste-
hen geblieben. Weil der Onkel ein "Holz-
wurm" war, hat er mir mehrmals erzählt: 
"Stell dir vor, zu jedem Haus wurde ein Wald 
gebraucht." Damals waren in den Häusern 
die Dachstühle, die Deckenbalken, die Die-

Erinnerungen an den 13. Februar 1945
70. Jahrestag der Zerstörung Dresdens

len, die Fenster, die Türen, die Treppenge-
länder und die Möbel in den Wohnungen 
aus Holz! Wenn während der Angriffe keine 
Männer im Haus waren, die die Stabbrand-
bomben beherzt beseitigen oder löschen 
konnten, branden die Straßenzüge kom-
plett ab. Allerdings, durch einen Glücks-
umstand ist die in unmittelbarer Nähe ste-
hende Russisch-orthodoxe Kirche, auf der 
Fritz-Löffler-Straße stehen geblieben. Diese 
war, als erste in Deutschland, nach russi-
schen Vorbildern vom Architekt Harald Ju-
lius von Bosse, von 1872-74 erbaut worden.

Im Februar 1945 hat der amtierende Verant-
wortliche dieser Kirche die Stabbrandbom-
ben, die durchs Fenster der Südseite auf den 
parkettfußboden stürzten, im richtigen Mo-
ment beseitigt. Die Brandstellen im Parkett 
sind noch heute sichtbar. Dieses Schicksal 
erfuhr ich, als ich 1967 im Auftrag unserer 
damaligen Maler-PGH, die zwiebelförmigen 
Kuppeln mit grüner und gelber Lackfarbe 
behandeln durfte. Von einem noch heute 
und für viele weitere Jahre deutlichen Zei-
chen des Bombenangriffes erfuhr ich bei ei-
ner Führung mit Herrn Dr. Rainer Pfannku-
chen im Großen Garten.

Alle Anwesenden bestaunten dabei sicht-
lich beeindruckt die Splittereiche. Mit un-

serem ersten demokratisch gewählten Bür-
germeister, Dr. Herbert Wagner, hatte er 
schon einmal eine Besichtigung an dieser 
Stelle. Dr. Pfannkuchen brachte bei der öf-
fentlichen Führung seine Verwunderung 
zum Ausdruck, dass weder eine angemes-
sene Pflege um die Eiche noch ein Hinweis-
schild für Besucher zum Innehalten exis-
tiert.

Christian Philipp

Dr. Pfannkuchen mit Gästen vor der Splittereiche 

im Großen Garten
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Aus den Arbeitskreisen

zung der Vorschläge für einen neuen Uni-
versitätscampus. Er will alle Beteiligten in 
die Ideenfindung einbeziehen und das Pro-
jekt selbst steuern. Dazu gehören Anwoh-
ner, Kleingartenbesitzer, der Freistaat, die 
Landeshauptstadt, die Verkehrsbetriebe 
und insbesondere die TU Dresden sowie 
Dresden Concept. Bei der bisherigen Vor-
gehensweise sieht er Schwächen. Die Land-
tagsabgeordnete Aline Fiedler hat darauf 
hingewiesen, dass für die Exzellenzuniver-
sität im sächsischen Haushaltsplanentwurf 
2015/16 p.a. € 200 Mio. für den laufenden 
Betrieb und ca. € 100 Mio. p.a. für Investi-
tionen vorgesehen sind. Das Universitäts-
klinikum sei gut aufgestellt, aber es fehlt 
z.B. ein geisteswissenschaftliches Zentrum. 
Deshalb müsste mit den Projektplanungen, 
deren Umsetzungen über zehn Jahre dau-
ern, sofort nach der OB-Wahl begonnen 
werden. Ein Unicampus setzt aber auch eine 
bessere Infrastruktur für studentisches Le-
ben und Wohnen im Umfeld der TU Dres-
den sowie Arbeitsmöglichkeiten für junge 
Unternehmen aus Ausgründungen der TU 
und von außeruniversitären Forschungs-
instituten voraus. Es fehlt insbesondere 
an „Kneipen“, studentischen Treffpunkten 
etc. Am Abend ist dieser Stadtteil nahezu 
„ausgestorben“. Es zieht die Studenten in 
die Neustadt. Das studentische Wohnen 
möchte Markus Ulbig mit Hilfe von Privatin-
vestoren, nicht nur im Umfeld des Campus 
verbessern. Für Ausgründungen sollten Flä-
chen und Gebäude in Campusnähe zur Ver-
fügung gestellt werden. Ein Beispiel könnte 
der Campus Berlin-Adlershof sein.

Ein herausragendes Thema ist für Mar-
kus Ulbig die Förderung der Wirtschaft. Er 
stellte fest, dass entsprechend einer Ana-
lyse der „Wirtschaftswoche“ insbesondere 
beim Dynamik-Ranking Dresden auf Platz 
13 von über 60 deutschen Großstädten 
hinter Leipzig mit Platz 4 zurückgefallen 
ist. Auch bei den Gewerbesteuereinnah-
men droht Dresden ein Platz hinter Leip-
zig und Chemnitz. Aufgrund der Mittel-
stands- und Forschungsinfrastruktur sieht 
er ein erhebliches Potential nicht nur für 
hochqualifizierte Arbeitsplätze und somit 
steigende Steuereinnahmen. Vollkommen 
unverständlich ist deshalb, dass der Wirt-
schaftsbürgermeister und OB-Kandidat 
Dirk Hilbert seit fast zwei Jahren die Abtei-

lungsleiterstelle für einen Wirtschaftsför-
derer/in nicht besetzt hat. 

Ziele der Pegida-Demonstranten – 
Was ist von Politik sowie Verwaltung zu tun!

Die Befragungen von über 400 Demonst-
rationsteilnehmern ergaben u.a. laut Prof. 
Vorländer folgendes Ergebnis:
 
- 40% Prozent der Teilnehmer kommen aus 
Dresden, über 40 Prozent aus Sachsen und 
der Rest aus Ost- sowie Westdeutschland. 

- Die Teilnehmer sind zum weit überwiegen-
den Teil männlich. Das Durchschnittsalter 
liegt bei 49 Jahren. Das Durchschnittsein-
kommen ist über dem sächsischen Niveau.

- Über 90 Prozent haben eine abgeschlos-
sene Ausbildung bis zum Hochschulab-
schluss. Nur zwei Prozent sind arbeits-
suchend. Über 60 Prozent sind nicht 
parteiverbunden und etwa 16 Prozent der 
AfD-Wählerschaft zuzuordnen. 

- Unter 10 Prozent zählen zu dem äußerst 
rechten politischen Spektrum bis hin zu 
Hooligans. Diese kommen offenbar aus 
dem Dynamo-Umfeld, wobei der Verein, 
der von der Stadt hoch subventioniert wird, 
sich bisher zu Pegida nicht geäußert hat. 
Anders ist das z.B. beim Dresdner Sportclub 
(DSC). Dieser setzt sich aktiv für ein weltof-
fenes Dresden ein. 

- Der Anteil der Nichtwähler liegt in Dres-
den und Sachsen bei 50 Prozent. Diese ten-
dieren zum größeren Teil zur AfD. 

- Das Thema Islamisierung spielt mit 20 
Prozent eine untergeordnete Rolle. Man 
ist aber zu 35 Prozent mit der Asylpolitik 
nicht einverstanden. 

- Über 50 Prozent sind mit der Politik gene-
rell unzufrieden. Man fühlt sich nicht „Ernst 
genommen“. Pegida hat offenbar das „Frus-
tpotential“ erkannt. 

Nach der Pegida-Aufspaltung hat sich he-
rauskristallisiert, dass u.a. die fremden-
feindlichen Aussagen einiger Gründungs-
mitglieder nicht der Mehrheitsmeinung der 
Demonstranten entsprechen. Diese „Pe-

gida-Analyse“ wollten offenbar zahlreiche 
Medien teilweise bis heute nicht zur Kennt-
nis nehmen. Mit der Berichterstattung wa-
ren deshalb fast 50 Prozent unzufrieden. 
Dresden wurde auch durch die Medien in 
ein falsches Licht gerückt. 

Die Analyse von Prof. Vorländer hat zur 
Frage geführt weshalb gerade in Dresden 
Pegida so stark werden konnte und somit 
dem Image der Stadt großer Schaden zu-
gefügt wurde. Innenminister Markus Ulbig 
hat das Anwachsen der Bewegung seit Ok-
tober 2014 mit der geplanten Aufnahme 
von zusätzlichen Asylbewerbern in 13 de-
zentralen Einrichtungen und der damit ver-
bundenen mangelhaften Kommunikation 
von Politik und Verwaltung in Verbindung 
gebracht. Das Thema unzureichende Kom-
munikation deckt sich auch mit der Analyse 
von Prof. Vorländer. 

Hinzu kommt möglicherweise, und das ist 
schwer zu verifizieren, dass die Dresdner 
eine gewisse Scheu vor Veränderungen ha-
ben und eigentlich ihre Stadt vor nicht be-
herrschbaren Prozessen sowie Risiken, auch 
durch Asylsuchende, schützen wollen. Man 
hat kaum Erfahrungen mit Ausländern und 
befürchtet Zustände aufgrund mangelhaf-
ter Integration wie in einigen Großstädten. 
Ein Negativbeispiel ist Berlin-Neukölln.

Der Dresdner Schriftsteller Uwe Tellkamp 
hat die Dresdner Befindlichkeiten in seinem 
Roman „Der Turm“ beschrieben. Interessant 
ist aber auch, dass gerade Dresden seine 
heutige europäische Bedeutung u.a. durch 
italienische Baumeister sowie europäische 
Künstler erreicht hat. Hier ergibt sich eine 
gewisse Diskrepanz in den Wahrnehmun-
gen und eine Unkenntnis der Dresdner Ge-
schichte bei einigen Bürgern.

Es ist nunmehr Aufgabe der demokrati-
schen Parteien offener zu kommunizieren, 
die Bürger in die Entscheidungsprozesse 
einzubinden, den Nichtwähleranteil deut-
lich zu reduzieren und für eine weltoffene 
und liberale Stadt einzutreten. Die extrem 
rechten und linken Akteure dürfen nicht 
weiter das Image von Dresden prägen.
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1. Weil ein Großteil der 19 Pegida-Thesen 
Positionen entspricht, wegen der auch ich 
vor 20 Jahren in die CDU eingetreten bin 
und weil diese Positionen in der Neuaus-
richtung der Bundespartei CDU als „mo-
derne Großstadtpartei“ aus dem Blickfeld 
geraten sind. Dort müssen sie aber wieder 
hin, wenn die CDU einen nennenswerten 
Teil der Bürger repräsentieren will, den sie 
mit ihrer derzeitigen Politik an den rechten 
Rand der Gesellschaft drängt.

2. Weil viele Menschen nach wie vor der 
Meinung der Bundeskanzlerin sind, dass 
deutsches Steuergeld nicht für die ver-
fehlte Finanzpolitik Griechenlands ausge-
geben werden soll. Die angeblich alterna-
tivlose Eurorettungspolitik wurde nie zur 
Diskussion gestellt, sondern denen über-
gestülpt, die sie bezahlen müssen. Diese 
Politik hat Europäer auf die Straßen zur 
Demonstration gegen Europäer getrieben 
und dem europäischen Gedanken massiv 
geschadet. Plötzlich nun scheint sie nicht 
mehr alternativlos, es wird gerechnet…

3. Weil die Mitte der Gesellschaft von füh-
renden Politikern als Hetzer, Nazis in Nadel-
streifen und komische Mischpoke bezeich-
net wurde. Diese Politiker bleiben ohne 
Scham im Amt, maßen sich weiter die Deu-
tungshoheit über gesellschaftliche Fragen 
an und stellen ihre Bezeichnungen für Mit-
bürger und friedliche Demonstranten nicht 
in Frage. Die Bitte um Entschuldigung des 
sächsischen Innenministers ist eine seltene 
Ausnahme geblieben.

4. Weil Mediendarstellung und Realität der 
Kundgebungen von Pegida drei Monate 
lang so weit voneinander abwichen, wie die 
Planübererfüllungsmeldungen der SED von 
den Schaufenstern der Gemüsegeschäfte in 
den 1980er Jahren in der DDR.

19 Gründe, warum besorgte Bürger aus  
der Mitte unserer Gesellschaft an  
Kundgebungen von Pegida teilnehmen

5. Weil auch in Zukunft das Recht auf Mei-
nungs- und Demonstrationsfreiheit gelten 
muss, wenn unser Land ein freies bleiben 
soll – ohne dass deren Ausübung durch Po-
litiker, Kirchenleitungen, Gewerkschafts-
führer, Universitätsrektoren und Medien 
unter Interpretationsvorbehalt und Gene-
ralverdacht gestellt wird.

6. Weil freie Bürger aus der Mitte der Ge-
sellschaft von Journalisten als Teilnehmer 
eines Mobs, als Wölfe und als Rassisten 
bezeichnet wurden. Dieselben Journalis-
ten wundern sich, wenn ihnen kein Ver-
trauen entgegengebracht wird, Gespräche 
mit ihnen abgelehnt werden, sie als „Lügen-
presse“ bezeichnet wurden.

7. Weil die Islamisierung unseres Landes in 
vollem Gange ist – vergleiche Hauptstadt-
brief 126 von Heinz Buschkowsky (Bezirks-
bürgermeister Berlin-Neukölln) sowie sein 
Buch „Die andere Gesellschaft“. Weil der 
deutsche Verfassungsschutz vor 43.190 Is-
lamisten in Deutschland als zahlenmäßig 
stärkste Gefahr für unser Land warnt (siehe 
Bundesverfassungsschutzbericht 2013, S. 
205f. in Zsh. mit S. 70 und S. 140) und Pe-
gida derzeit die einzige erkennbare Reak-
tionen darauf ist. Gibt es noch andere po-
litische Reaktionen auf diese Bedrohung?

8. Weil so wie anderswo auch in meinem 
Stadtteil in Mickten Bewohner auf Drogen-
kriminalität hinweisen, z.B. im Asylbewer-
berheim Leipziger Straße 169. Viele Kin-
der warten jeden Tag fünf Meter entfernt 
auf die Straßenbahn. Weil sich am Dresd-
ner Hauptbahnhof 40 tunesische Drogen-
dealer mit der Polizei prügeln können und 
abends wieder auf freiem Fuß sind.

9. Weil auf den Gegendemonstrationen des 
vereinten Bündnisses aus Gewerkschaften, 
Parteien, Kirchen und Antifa-Linksextremis-

ten „Pegida Rassistenpack, wir haben euch 
zum Kotzen satt“ sowie „Deutschland ver-
recke“ und „Nie wieder Deutschland“ skan-
diert wird und weil Linksextremisten Poli-
zisten zusammenschlagen, Steine werfen, 
Brandanschläge auf Bahnstrecken verüben, 
Polizeiwachen überfallen, Gerichtsgebäude 
angreifen und zu weiterer Gewalt aufrufen. 
Dass sich unsere Politiker, unsere Behör-
den und unsere Zivilgesellschaft gegen die 
mittlerweile alltägliche linksextremistische 
Gewalt wenden, ist nicht erkennbar. Wann 
wird eine Soko Liex gegründet, wann wer-
den Bürger eine Kampagne „Gesicht zei-
gen gegen links“ unterstützen können? Bei 
den Pegida-Kundgebungen hingegen we-
hen viele Fahnen unseres Heimatlandes. 
Auch ich möchte nicht, dass es verreckt.

10. Weil die Oberbürgermeisterin unserer 
Stadt zu Gegendemonstration und Kund-
gebung aufgerufen hat und damit zur De-
monstration gegen Bürger der Stadt Dres-
den, die sich berechtigte Sorgen machen 
und denen die Freiheit am Herzen liegt.

11. Weil die Vorbereitung der Gegende-
monstration durch Steuergelder aus dem 
Programm „So geht sächsisch“ finanziert 
wurde und weil die Stadtverwaltung die 
Veranstalter bspw. durch das Aufstellen 
mobiler Parkverbotsschilder auf dem Rat-
hausvorplatz zur Einrichtung einer Auf-
marschzone aktiv unterstützt hat.

12. Weil die Bürger häufig zum Dialog einge-
laden wurden, die Einlader aber über meh-
rere Wochen „vergessen“ hatten, Ort, Da-
tum und Uhrzeit mitzuteilen. Später wurde 
dann kritisiert, dass angeblich niemand auf 
das Dialogangebot eingehen wolle. Nun ist 
der Dialog in Gang gekommen. Welche kon-
kreten politischen Veränderungen resultie-
ren bisher daraus?

Lars Kluger

Meine Meinung
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13. Weil den Bürgern eingeredet wird, man 
dürfe sich nicht an Veranstaltungen betei-
ligen, an denen Neonazis teilnehmen, aber 
gleichzeitig Straftaten wie die Blockade der 
Demonstration von Pegida stillschweigend 
toleriert wenn nicht gar wohlwollend einkal-
kuliert werden. Das würde bedeuten, dass 
man Spiele von Dynamo Dresden und an-
deren Fußballvereinen auch nicht besuchen 
darf. Wer legt fest, wer Extremist ist und 
welche Veranstaltungen betroffen sind – 
staatliche Institutionen wie Gerichte oder der 
von linker Meinungsmache geprägte Zeit-
geist? Wie wird gesichert, dass in der Dresd-
ner Menschenkette am 13. Februar keine Ex-
tremisten stehen? Ich meine, es ist besser, 
wenn den derzeitigen Entwicklungen in unse-
rer Stadt und in unserem Land viele tausend 
Demokraten ihren Stempel aufdrücken, statt 
dass sich rechtsextremistische Hooligans mit 
der linksextremistischen Antifa prügeln, die 
Medien hässliche Bilder veröffentlichen und 
die Bürger unter den Tisch fallen.

14. Am 15.11.2014 habe ich gesehen und 
gehört, wie auf dem Theaterplatz eine 
Kundgebung gegen die Frühsexualisierung 
von Kindern mit 150 Teilnehmern durch 750 
Gegendemonstranten niedergebrüllt, nie-
dergepfiffen und niedergetrommelt wurde, 
auf deren Transparenten „Rudelfick statt 

Physik“ und „Hätt´ Maria abgetrieben, wärt 
ihr uns erspart geblieben“ zu lesen war. Rich-
ter Dr. Lahmes, Vorsitzender der SPD-Stadt-
ratsfraktion, meinte zu mir, es sei ein schö-
ner Protest in Hör- und Sichtweite. Unsere 
Dresdner Zeitungen berichteten zwei Tage 
später, wie gut alles verlaufen sei.

15. Weil in Lehr- und Bildungsplänen meh-
rerer Bundesländer die Frühsexualisierung 
von Kindern festgeschrieben wird und viele 
nicht wollen, dass ihre Kinder frühsexuali-
siert werden. Ich will das für meine fünf Kin-
der auch nicht.

16. Wir leben in einer Stadt, die sich bei einer 
Geburtenrate von 1,5 Kindern pro Frau mit 
dem Titel „Geburtenhauptstadt“ schmückt, 
statt für eine Familienpolitik einzutreten, die 
Mut zu mehreren Kindern macht. Geldge-
schenke und deutlich verstärkte Betreuung 
von Kleinkindern in Gemeinschaftseinrich-
tungen haben sich in den vergangenen Jahren 
als bevölkerungspolitisch erfolglos erwiesen.

17. Meiner Frau droht für ihre Studienarbei-
ten an der TU Dresden ein Punktabzug von 
bis zu 5%, wenn sie keine gendergerechte 
Sprache benutzt. An anderen Universitäten 
ist der widernatürliche Genderirrtum einen 
Abzug von 10% wert.

18. Weil sich viele Teilnehmer von Kundge-
bungen nach Veröffentlichung der offen-
sichtlich manipulierten Teilnehmerzahlen 
wundern. Während bei einem Konzert von 
Herbert Grönemeier der Neumarkt lt. An-
gaben der Polizei mit 25 Tsd. Interessenten 
überfüllt war und weitere auf den Theater-
platz ausweichen mussten, behaupteten 
die Veranstalter einer Kundgebung unter 
Schirmherrschaft von Ministerpräsident 
Tillich und Oberbürgermeisterin Orosz 
am 10.01.2015, es hätten 35 Tsd. Teilneh-
mer auf dem Neumarkt gestanden. An der 
Pegida-Kundgebung am 10.02.2015 sollen 
nach Polizeiangaben auf dem zur Hälfte 
gefüllten Neumarkt 2 Tsd. Teilnehmer ge-
standen haben, später wurde die Zahl auf 
5 Tsd. korrigiert. Welche Zahlenmanipula-
tionsagentur ist hier zwecks politisch kor-
rekter Interpretation tätig und wo ist diese 
angebunden?

19. Zum Vorschlag, im Weihnachtsgottes-
dienst muslimische Lieder zu singen, haben 
beide deutschen Kirchen geäußert, man 
wolle das prüfen. Man prüft heute noch. 
Gleichzeitig hat mein evangelischer Lan-
desbischof deutsche Weihnachtslieder bei 
der Pegida-Kundgebung als Missbrauch be-
zeichnet.

Meine Meinung

Einladung zum traditionellen  
MIT-Fastenbieranstich am 31. März
Mit Prof. Dr. Roland Wöller MdL, Staatsminister a.D. als Ehrengast und Festredner können 

wir uns auf einen promovierten Volkswirtschaftler freuen, der seinen umfangreichen Er-

fahrungsschatz aus Wissenschaft, Verwaltung und Praxis nunmehr auch als Vorsitzender 

des Ausschusses für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr im Sächsischen Landtag einbringt. 

Musik, „Gerstensaft“ sowie deftige Speisen bilden dann den Rahmen für die Gäste des 

Fastenbieranstiches, um die Zeit für ausführliche Gespräche zu nutzen. 

MIT - Fastenbieranstich, 

31. März 2015, Einlass ab 19:00 Uhr

Wenzel Prager Bierstuben, 

Königstraße 1, 01097 Dresden

Vorverkauf: 	 MIT-Mitglieder: 10,- Euro,

 	 Nichtmitglieder: 15,- Euro

Abendkasse: 	 20,- Euro

Überweisung des Betrages auf 

folgende Bankverbindung:

MIT Kreisverband Dresden

IBAN: DE83 850 503 00 0225735458

BIC:  OSDDDE81 XXX
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Seit mehreren Monaten demonstrieren je-
den Montag in Dresden und anderen deut-
schen Städten Menschen unter dem Na-
men PEGIDA. Die „Patriotischen Europäer 
gegen die Islamisierung des Abendlandes“ 
sprechen sich u.a. für eine strengere Ausle-
gung des Asylrechts aus und fordern eine 
„Pflicht zur Integration“ für Menschen aus-
ländischer Herkunft. Eine sachliche Diskus-
sion zwischen PEGIDA-Befürwortern und 
-Gegnern blieb bislang oft auf der Strecke. 
Das Bildungsforum Sachsen der Konrad-
Adenauer-Stiftung lud daher am 13., 14. 
und 15. Januar 2015 die interessierte Öf-
fentlichkeit in die Dreikönigskirche Dresden 
ein, die aufgeworfenen Themen zu disku-
tieren. Unter dem Titel „PEGIDA ausbuch-
stabieren“ wurden die Hintergründe der 
Schlagworte, hinter die sich die Demons-
tranten stellen, analysiert: PE – Patriotische 
Europäer? GI – Gegen Islamisierung? DA –  
Des Abendlandes? Um PEGIDA und die 
weltweite Aufregung über die Demons-tra-
tionen zu verstehen, muss man sich mit den 

PEGIDA
ausbuchstabieren

verwendeten Begriffen auseinandersetzen, 
denn sie suggerieren Wahrheiten und prä-
gen die politische Wahrnehmung. Die Ge-
sprächspartner der Veranstaltungsreihe 
waren der Politikwissenschaftler Werner 
Patzelt und der Theologe Karlheinz Ruhs-
torfer von der TU Dresden, der Muslim und 
Islamwissenschaftler Daniel Roters von der 
Universität Münster und der Präsident des 
Landesamtes für Verfassungsschutz des 
Freistaates Sachsen, Gordian Meyer-Plath. 

PE = Patriotische Europäer? 
Geographisch lässt sich Europa nur schwer 
abgrenzen. Sind Weißrussland, Russland 
oder die Türkei Teil Europas? Die Bevölke-
rung Europas durchmischt sich schon seit 
Jahrhunderten mit Menschen aus anderen 
Erdteilen. Politisch lasse sich Europa wohl 
am besten unter dem Schlagwort der frei-
heitlich-demokratischen Grundordnungen 
und pluralistischen Gesellschaften verei-
nen, so Prof. Patzelt. Der größte gemein-
same Nenner liege aber in einer europäi-

schen Kultur: „Europa ist ein Gebäude mit 
komplexer Baugeschichte und versunkenen 
Fundamenten – mit Anbauten, die später 
zum Haupthaus geworden sind.“ Hinter die-
sem Bild verbergen sich die Einflüsse der 
griechischen Philosophie, des römischen 
Staatsdenkens, der Einfluss der christlichen 
Kirche, aber auch das frühere Vorbild des 
„fruchtbaren Halbmonds“ zwischen Ägyp-
ten und dem Vorderen Orient. Nicht zuletzt 
sei Europa auch ein Produkt der Einwande-
rung „barbarischer Germanen“ in die Hoch-
kulturen der Antike. Wer heute von Europa 
spreche, müsse sich dieser historischen Ur-
sprünge bewusst sein. Europa habe sich erst 
nach Jahrhunderten zu dem entwickelt, was 
es heute ist: Gesellschaften, die auf freiheit-
lich-demokratischen Verfassungsordnun-
gen fußen und sich auf eine gemeinsame 
Geschichte und Kultur berufen.

Dort, wo sich Menschen verantwortlich 
fühlen, wo sie etwas konservieren und he-
gen; dort, wo Menschen etwas Wertvolles 

Friedemann Brause und Joachim Klose
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entdeckt haben, das sie gern weitergeben 
möchten, könne von Patriotismus die Rede 
sein. Zu Patriotismus gehöre auch der Stolz, 
einer Gruppe anzugehören, die etwas ge-
leistet habe, und der Wille, sich mit diesen 
Errungenschaften auch in anderen Grup-
pen einzubringen. Patriotismus ist also kein 
Ausgrenzungsprinzip, sondern ein Integra-
tionsprinzip. Heute wird aber häufig Patri-
otismus gegen Integration ausgespielt. Da-
bei gelte: „Patriotismus meint, das Eigene 
zu lieben und das Andere nicht abzuwer-
ten.“ Daher ist es auch kein Problem, Pat-
riotismus auf mehreren Ebenen zu leben. 
Genauso wie Menschen in Sachsen sich als 
Dresdner, Chemnitzer oder Leipziger Patri-
oten fühlen, könnte auch die europäische 
Bevölkerung patriotisch zugleich gegen-
über Europa und ihren jeweiligen Heimat-
ländern eingestellt sein. Erst wenn Patrio-
tismus missverstanden werde als ein Prinzip 
zur Abschottung, etablieren sich Parallelge-
sellschaften.

Ausgehend von den Definitionen der Be-
griffe Europa und Patriotismus zeichneten 
sich drei Entwicklungsrichtungen ab: Ers-
tens, die Gesellschaft könnte versuchen, 
Einwanderung abzuwehren und zu unter-
binden. Zweitens, die Auseinandersetzun-
gen und Polarisierungen zwischen den 
Bevölkerungsgruppen könnten geschürt 
werden. Und drittens, die europäischen Ge-
sellschaften könnten die vorherrschende 
Kultur aufrechterhalten und gleichzeitig 
durch neue Einflüsse weiterentwickeln. 

Damit eine Weiterentwicklung der europä-
ischen Kultur funktioniere, müsse sich die 
politische Diskussion an zwei Mindestmaß-
stäben messen lassen: Einerseits müssten 
sich die Bürger der historischen Ursprünge 
ihrer Gesellschaftsordnung bewusst sein. 
Die freiheitlichen Werte Europas lassen sich 
erst dann wertschätzen, wenn wir wissen, 
zu welchen Kosten sie errungen wurden. 
Andererseits müssen wir uns klar werden, 
welche Werte zwingend erhalten werden 
müssen. Dazu zählen Liberalität, Pluralität 
und Demokratie, aber auch Neugier und 
„Lernen-Wollen“. Wenn fremde Einflüsse 
diese Basiswerte bedrohen, müssten demo-
kratische Gesellschaften entschieden dage-
gen vorgehen. Diesbezüglich sollte man den 
Islam aber nicht als „reformresistent“ vor-
verurteilen und geduldig sein. Gefährlich 

aber sind politische Strömungen, die eine 
einzelne Lesart des Islam zur Staatsreligion 
ausrufen wollen.

Bei der Frage, wie mit so genannten „Hass-
predigern“ umzugehen sei, muss darauf 
geachtet werden, dass in Moscheen auf 
Deutsch gepredigt werde und in Deutsch-
land lehrende Imame an staatlichen Univer-
sitäten ausgebildet worden sind. 

Immer wieder wurde das „Multikulti-Den-
ken“ infrage gestellt und kritisiert, dass sich 
Menschen mit ausländischer Herkunft, die 
schon seit Jahrzehnten in Deutschland leb-
ten, nicht besser integrieren. Beobach-
tet wurde auch eine inhaltliche Schwäche, 
wenn es darum gehe, „Deutsch-Sein“ zu de-
finieren: „Wenn ich mir selbst unsicher bin, 
bin ich unsicher gegenüber anderen“. Die 
Debatte um das Zusammenleben verschie-
dener Kulturen in Deutschland ist „vergif-
tet“. „Multikulti“ funktioniere nur unter ei-
ner „überwölbenden Kultur“, auf die sich die 
einzelnen Gruppen einigen. Die Selbstwahr-
nehmung vieler Deutscher schwankt zwi-
schen Verleugnung der eigenen Kultur und 
„überkandidelter Deutschtümelei“. Ledig-
lich zu sagen „Ich bin Deutscher“, ist keine 
Leistung. 
Soziologische Untersuchungen des Phäno-
mens PEGIDA zeigten jüngst, dass die Mit-
telschicht den Großteil der Demonstranten 
ausmache, gut gebildet und wohl situiert. 
PEGIDA ist in erster Linie auch ein „Ost-
Phänomen“, da die Zustimmung zum Sys-
tem der Demokratie hier konstant niedri-
ger ausfalle als in westlichen Bundesländern 
und Einwanderung bisher lediglich als „Eli-
tenprojekt“ und nicht als Lebenswirklichkeit 
wahrgenommen werde. 

GI = Gegen Islamisierung?
Wenn über „Islamisierung“ diskutiert 
würde, erfordere das ein hohes Maß an 
Einfühlungsvermögen, denn dabei muss 
auch das Leiden der Anderen, der Mus-
lime in Deutschland, betrachtet werden. 
Wer Islamismus bekämpfen wolle, müsse 
mit der gleichen Kraft auch gegen Links- 
und Rechtsextremismus vorgehen. „Wenn 
mich jemand morgen wecken würde mit 
der Nachricht, alle Menschen in Deutsch-
land sind über Nacht zu Muslimen gewor-
den, wäre das für mich als professionellen 
Verfassungsschützer kein Problem“, äußert 

der Präsident des sächsischen Verfassungs-
schutzes, Gordian Meyer-Plath. Schließlich 
sei die freie Religionsausübung grundge-
setzlich gesichert. „Was mich aber aufregt, 
ist der Islamismus, der politische Freiheiten 
abschaffen will.“
Für den Verfassungsschutz ist der Islamis-
mus neben dem Rechts- und Linksextremis-
mus die größte Bedrohungen der demokra-
tischen Grundordnung. Ziel des Islamismus 
sei die Errichtung eines Gottesstaates. Zum
extremistischen Phänomen habe sich der 
Islamismus seit den Anschlägen vom 11. 
September 2001 und speziell seit dem Aus-
bruch des syrischen Bürgerkriegs entwi-
ckelt. Etwa 1% der in Deutschland lebenden 
Muslime seien islamistischen Strömungen
zuzurechnen, in Sachsen leben etwa 190 
Islamisten. Von der Zahl der beobachte-
ten Linksextremisten (750) und Rechtsex-
tremisten (2300) werde der Islamismus in 
Sachsen weit übertroffen. Seit 2008 habe 
sich aber die Zahl der Islamisten in Sach-
sen mehr als verdoppelt. Die Gruppe der 
Islamisten ist äußerst heterogen und um-
fasse auch Konvertiten ohne Migrationshin-
tergrund. Das Hauptaugenmerk richte der 
Verfassungsschutz auf den politischen und 
gewaltbereiten Salafismus. Der Salafismus 
orientiere sich am Kontext zur Zeit der Ent-
stehung des Islam im 7. und 8. Jahrhundert 
und lehne Demokratie als unislamisch ab. 
Einerseits durch Mission und Propaganda, 
andererseits durch Aufrufe zur direkten be-
waffneten Beteiligung im Kampf für die ei-
gene Ideologie versuche der Salafismus, 

Konrad-Adenauer-Stiftung

Gordian Meyer-Plath, 

Präsident des Sächsischen Verfassungsschutzes
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neue Mitglieder zu gewinnen. Das stärkste 
Mittel des Verfassungsschutzes, um Orga-
nisationseinheiten und Geldflüsse zu durch-
brechen, seien Vereinsverbote.

Die Radikalisierung von Menschen hin zum 
Islamismus werde gefördert durch eine Ent-
fremdung zur vorherrschenden Kultur in 
Deutschland, aber auch der Suche nach 
Orientierung und Zugehörigkeit. Rekrutie-
rungsvideos islamistischer Organisationen 
zeigen, dass der Kampf in Bürgerkriegsregi-
onen vor allem dazu dienen solle, seine re-
ligiöse Pflichten zu erfüllen. Entsprechend 
sei das Feindbild der meisten Islamisten 
auch nicht nur „der Westen“, sondern auch 
(in den Augen der Extremisten) vom Glau-
ben abgefallene Muslime.
Die Zahl der „Jihad-Ausreisen“ von Sachsen 
nach Syrien und in den Irak habe sich seit 
Juli 2013 etwa versechsfacht. Die rückkeh-
renden Kämpfer aus den Bürgerkriegen be-
deuteten für die demokratische Grundord-
nung Sachsens eine Gefahr und müssten 
intensiv beobachtet werden. Gemeinsam 
mit den muslimischen Verbänden und Au-
toritäten muss sich die Gesellschaft stärker 

gegen die religiöse Radikalisierung enga-
gieren: So wie Fußballvereine eine Verant-
wortung hätten, gewaltbereiten Hooligans 
unter ihren Fans entgegenzutreten, müss-
ten auch die islamischen Gemeinden und 
Verbände radikalisierte Mitglieder isolieren 
und nötigenfalls bei den staatlichen Behör-
den anzeigen. 
Daniel Roters, islamischer Theologe an 
der Universität Münster und selbst gläu-
biger Moslem, unterstützt die Forderung 
nach solchen Deradikalisierungs-Program-
men. Er wünscht sich für die deutsche Ge-
sellschaft aber auch, dass sie Muslime als 
selbstverständlichen Bestandteil wahr-
nehme. Während sich in Frankreich nach 
den Anschlägen von Paris sämtliche Be-
völkerungsschichten solidarisierten, inst-
rumentalisierten hierzulande Gruppierun-
gen wie PEGIDA die Proteste für die eigene 
politische Agenda. Muslime sind seit Jahr-
hunderten ein Teil Europas. So gibt es seit 
mehr als 400 Jahren in Bosnien eine musli-
mische Mehrheit. Die erste offizielle islami-
sche Gemeindegründung in Deutschland 
hat es bereits im 18. Jahrhundert gegeben. 
Die angestrebte Einrichtung von islami-

schen Lehrstühlen oder islamischem Reli-
gionsunterricht ist daher kein Zugeständ-
nis an die Muslime, sondern lediglich eine 
notwendige Reform der Religionspolitik, 
welche die freie Religionsausübung ernst 
nehme. Erst wenn die islamische Religion 
auch im Alltag sichtbar werde, könne die 
„Blindheit gegenüber Religion“ überwun-
den werden. Anderenfalls speist sich die 
Wahrnehmung des Islams nur aus den Me-
dien. Danach werden Muslime nur im Kon-
text islamistischer Anschläge wahrgenom-
men. Die Proteste der PEGIDA sind scharf 
zu verurteilen, weil die „Floskel vom christ-
lichen Abendland“ den jahrhundertealten 
Wissens-, Kultur- und Warenaustausch öst-
licher und westlicher Kulturkreise leugne. 
Außerdem stellt PEGIDA den Islam so dar, 
als ob es keinen internen und interreligiö-
sen Denkprozess gegeben hätte. „Kant und 
Koran zu lesen, ist kein Widerspruch.“ Ob 
der Islam mit demokratischen Grundwer-
ten vereinbar ist, wurde in der Diskussion 
hinterfragt und es wurde gefordert, dass 
es eine von innen geführte Reform des Is-
lam geben müsse. Im Übrigen geben nach 
neuesten Erkenntnissen nur ein Viertel der 

Konrad-Adenauer-Stiftung
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PEGIDA-Teilnehmer für ihr Engagement als 
Hauptgrund an, sich gegen die Islamisie-
rung des Abenlandes zu richten. 

DA = Des Abendlandes?
Es ist verwunderlich, dass die PEGIDA-De-
monstrationen das christliche Abendland 
retten möchten, obwohl in Dresden selbst 
etwa 75% der Menschen keiner Kirche an-
gehören. Umfragen zeigen, dass sich dies  
auch bei den Demonstranten so widerspie-
gelt. Die kulturellen Wurzeln des Abendlan-
des lassen sich nicht nur auf den heute mit 
dem Abendland gleichgesetzten „Westen“ 
reduzieren. Griechische Philosophie, aber 
auch die kulturelle Tradition Ägyptens hät-
ten die abendländische Kultur entscheidend 
beeinflusst, so Prof. Ruhstorfer. Die gro-
ßen Buchreligionen Judentum, Christentum 
und Islam berufen sich teilweise auf diesel-
ben religiösen Quellen und Gründungsfi-
guren. So stammte Abraham (im Islam: Ib-
rahim) aus dem Gebiet des heutigen Irak. 
Aus diesem Grund können ein gläubiger 
Muslim und ein gläubiger Christ mehr Ge-
meinsamkeiten miteinander haben, als ein 
Christ und ein Atheist. Noch der Sozialphi-
losoph John Locke habe bemängelt, dass 
Atheisten ohne einen Gottesbezug nicht in 
der Lage wären, einen verbindlichen Eid ab-
zulegen. Bei aller historischen Übereinstim-
mung zwischen den Religionen entscheide 
aber die Auslegung der Schriften über die 

Wertvorstellungen der jeweiligen Kultur-
kreise. So lassen sich z.B. auch große Un-
terschiede zwischen den westlichen und 
den orthodoxen Kirchen erkennen. Worin 
liegen die Prinzipien der westlichen Kultur? 
Diese Frage steht in enger Verbindung zum 
christlichen Menschenbild:

· Als einzige Religion hebe das Christentum 
die Grenze zwischen Gott und Mensch auf, 
indem Gott in Jesus zum Menschen wurde 
und damit auch „den Menschen zu Gott 
werden“ lasse.

· Die Armen und Benachteiligten einer Ge-
sellschaft werden als erste Heilsempfän-
ger in der christlichen Botschaft genannt.

· Religion und Staat werden im Christen-
tum als getrennt verstanden. Diese christ-
lichen Grundprinzipien sorgten dafür, dass 
von Europa und später von den USA aus die 
Menschenrechte und eine demokratische
Grundordnung verbreitet wurden. Aller-
dings bedeute das nicht gleichzeitig, dass 
die Kirchen selbst diese Errungenschaften 
stets vorangetrieben hätten. Bis in das mitt-
lere 20. Jahrhundert hinein haben die deut-
schen Kirchen Widerstand gegen die Pres-
sefreiheit und Demokratie geleistet. Vor 
100 Jahren konnten man nicht gleichzeitig 
Katholik und Demokrat sein. Erst die Katast-
rophen der beiden Weltkriege machten eine 

vollständige Öffnung der deutschen Gesell-
schaft hin zu westlichen Werten möglich.
Wenn im deutschen Grundgesetz von der 
„Verantwortung vor Gott“ die Rede ist, 
schließt das andere Religionen nicht aus. 
Damit ist auch der Gott der Muslime ge-
meint. Insbesondere Christen müssten wis-
sen, wie schmerzhaft religiöse Reformpro-
zesse seien, und sollten deshalb die Muslime
bei der Anpassung ihrer Religion an west-
liche Werte unterstützen. An der Verteidi-
gung der Werte des „Abendlandes“ müssen 
sich alle gesellschaftlichen Gruppen beteili-
gen. Insofern ist auch nicht der Islam oder 
die Islamisierung die Bedrohung, sondern 
wenn Menschen nicht mehr an das politi-
sche System und dessen Werte glaubten. 
Wir dürfen die religiösen Ressourcen nicht 
vertrocknen lassen, selbst die Säkularisie-
rung ist auf christlichem Boden gewachsen. 
Für eine Gesellschaft ist es wichtig, aufge-
klärte Religion nicht absterben zu lassen, 
weil ohne sie wichtige Sinn- und Moralquel-
len fehlen würden.

Eine vollständige Dokumentation der Ver-
anstaltungsreihe „PEGIDA ausbuchstabie-
ren“ inklusive der Audiomitschnitte der 
Vorträge und Diskussionen finden Sie un-
ter: www.kas.de/sachsen. Der Bürgerdia-
log zu PEGIDA wurde bereits am 28.1.2015 
fortgesetzt.

Konrad-Adenauer-Stiftung

Diskussion mit Prof. Karlheinz Ruhstorfer



Die DRESDNER UNION · Februar / März '15

24

Festrede von Dr. Wolfgang Schüssel

Copyright KAS-Urban

Konrad-Adenauer-Stiftung

Am 19. Dezember 1989 besuchte der da-
malige Bundeskanzler Helmut Kohl Dresden 
und hielt vor der Frauenkirche seine viel-
leicht schwierigste Rede, wie er in seinen 
Memoiren schrieb. In einer höchst ange-
spannten Zeit fand er dennoch die richtigen 
Worte, als er zehntausende Demonstran-
ten als "liebe Landsleute" begrüßte und ver-
sprach, bei seinem Streben nach einer deut-
schen Wiedervereinigung Verbündete und 
Nachbarländer einzubinden. Auf den Tag 25 
Jahre später kamen über 600 Gäste nach 
Dresden, um den Kanzler der Einheit im Al-
bertinum zu feiern.

"Im Herbst 1989 demonstrierten Zehntau-
sende für die Freiheit und die Revolution 
blieb Gott sei Dank friedlich", sagte Dr. Hans-
Gert Pöttering in seiner Eröffnung. Doch 
nach dem Mauerfall habe die Ungewissheit 
eingesetzt, so der Vorsitzende der Adenauer-
Stiftung und Präsident des Europäischen 
Parlaments a.D. "Die Menschen wollten die 
Einheit, aber viele hatten Angst, dass die 
Revolution scheitert und ihr Traum platzt." 
Doch Kohl habe erkannt, dass die Einheit 
schneller als erwartet kommen könnte und 

"seine Rede war ein Schlüsselereignis auf dem 
Weg zur Einheit unseres Vaterlandes". 
Helma Orosz erinnerte daran, dass die rück-
blickend scheinbar selbstverständliche Ab-
folge von Mauerfall, Verhandlungen und 

Wiedervereinigung mitnichten zwingend 
war. "Doch Helmut Kohl hatte eine klare po-
litische Agenda: Wiedervereinigung ja, aber 
nur mit Zustimmung der Verbündeten und 
eingebettet in Europa", so Dresdens Ober-
bürgermeisterin. Dieser Kurs, zusammen mit 
der Botschaft der DDR-Bürger ‚Wir sind ein 
Volk’, habe den Weg zur deutschen Wieder-
vereinigung am 3. Oktober 1990 geebnet. 

"Nach Dresden war alles anders als davor"
"Personen machen Geschichte, doch gleich-
zeitig formt die Geschichte Persönlichkei-
ten", sagte Wolfgang Schüssel in seiner Fest-
rede. Der Kommunismus sei 1989 am Ende 
gewesen, der Rüstungswettlauf für die Sow-
jetunion verloren und der Eiserne Vorhang 
nicht mehr finanzierbar, so Österreichs ehe-
maliger Bundeskanzler. Doch auch er erin-
nerte daran, dass seinerzeit nicht sicher war, 
ob die Revolution friedlich bleiben würde, 
wie das Massaker auf dem Platz des Himm-
lischen Friedens in Peking mit tausenden To-
ten nur Wochen zuvor gezeigt hatte. Denn es 
gab Kräfte, die Michail Gorbatschow aufge-
fordert hätten, militärisch einzugreifen. "In 
dieser angespannten Gemengelage hätte ein 
falscher Zungenschlag in Kohls Rede alles 
gefährdet." Am Ende sei jedoch ein "Kunst-
werk" dabei herausgekommen, das alle Be-
teiligten abgeholt und eingebunden habe. 

"Nach Dresden war alles anders als davor, es 
war eine Zeitenwende.“ Schüssel wagte ei-
nen Ausblick, indem er Lehren aus dieser Zeit 
für heute zog. "Politik bedeutet, zu entschei-
den und das oft in drehbuchfreien Momen-
ten. Doch wer entscheidet, muss Kritik aus-
halten können." In diesem Zusammenhang 
warb er um mehr Verständnis für die poli-
tisch Handelnden, die in ihren Entscheidun-
gen oftmals alleine seien. "Gerade dann ist 
es jedoch wichtig, enge Berater zu haben, die 
einem auch widersprechen, wenn es einmal 
nötig ist." Grundsätzlich spiele Vertrauen in 
der Politik damals wie heute eine entschei-
dende Rolle. Keiner habe damals mehr in 
alle Richtungen mit allen Beteiligten kom-
muniziert als Helmut Kohl, so Schüssel. Des-
halb hätten am Ende auch alle gewusst, "dass 
wir uns auf den Riesen verlassen können". 
Diese Vorarbeit sei wichtig gewesen, denn 
die Menschen bräuchten nicht nur Entschei-
dungen, sondern auch Erklärungen und sie 
wollen mitgenommen werden. 

"Das Erbe der friedlichen Revolution muss 
uns Verpflichtung sein"
In seinem Schlusswort dankte Stanislaw Til-
lich dem Altkanzler im Namen Sachsens. "Als 
Sie die Demonstranten mit ‚liebe Landsleute’ 
begrüßten, zeigte das Verbundenheit und 
die Nachricht ‚wir lassen euch nicht im Stich’, 
so der Ministerpräsident des Freistaates. 25 
Jahre nach dem Fall der Mauer sollte man 
nun nicht mehr von Ost und West, Alten 
und Neuen Bundesländern sprechen, denn 
über alle regionalen Besonderheiten hinweg 
bleiben wir alle Deutsche". Er sei den Bür-
gern im Westen dankbar dafür, dass sie seit 

25. Jahrestag der Rede von Helmut Kohl  
vor der Ruine der Frauenkirche

"Dresden war eine Zeitenwende"

Benjamin Gaul, 
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.

Dr. Helmut Kohl - Copyright KAS-Urban
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Homepage: www.kas.de/sachsen  |  Besuchen Sie das Bildungsforum bei FACEBOOK: facebook.com/kasbfsachsen 

Jetzt noch anmelden!

Fit für die Demokratie! – Rhetorik,  
Körpersprache und Medien
Workshop vom 20.–21. März 2015 im Bil-
dungsforum Sachsen der Konrad-Ade-
nauer-Stiftung e.V., mit: Brigitte Trüben-
bach, Sprech- und Stimmbildnerin und dem 
Schauspieler Olaf Hais 

Die Teilnahmegebühr beträgt 70 € pro Per-
son. Anmeldung und Informationen zum 
Programm unter kas-sachsen@kas.de oder 
0351/ 563446-0.

Jeder, der in der Öffentlichkeit steht und 
sich des Wortes als Medium bedient, sollte 
sich mit den Grundlagen von Rede und Kör-
persprache vertraut machen. In einer Ge-
sellschaft, in der die öffentlichen Medien 
eine große Rolle spielen, wird auf die Aus-
drucksformen größter Wert gelegt. Sie sind 
herzlich eingeladen, sich im Rahmen dieses 
Workshops mit den Grundlagen von Rheto-
rik und Körpersprache vertraut zu machen. 
Ziel ist es, in kleinen Gruppen gezielt an 
den Darstellungs- und Ausdrucksformen 
der jeweiligen Teilnehmer zu arbeiten und 
praktische Hinweise für das tägliche Hand-
werk zu geben. 

Jetzt schon vormerken:  
Kunstvoll genießen statt zwanghaft gesund?

Das Streben nach Gesundheit ist für viele 
Menschen zu einer Art Ersatzreligion ge-
worden, mit der sie versuchen, ihr religi-

öses Vakuum zu füllen. Heutzutage leben 
viele Menschen nur noch vorbeugend und 
verstehen nicht, dass Gesundheit eine Rah-
menbedingung für das Leben ist, nicht aber 
das Leben selbst. Laut der WHO ist Gesund-
heit das völlige körperliche, seelische und 
soziale Wohlbefinden. Wie gesund sind wir 
wirklich? Ist Gesundheit nicht eher das Maß 
an Krankheit, das es uns noch erlaubt, unse-
ren wesentlichen Beschäftigungen nachzu-
gehen? Steht der Genuss des Lebens nicht 

über dem zwanghaften Gesundsein? Bei 
unserem Familienwochenende im Bischof-
Benno-Haus Schmochtitz wollen wir dieses 
Thema aus unterschiedlichen Blickwinkeln 
beleuchten. Für die Kinderbetreuung ist ge-
sorgt, sodass die Eltern problemlos am Se-
minargeschehen teilnehmen können.

Weitere Informationen zur Anmeldung so-
wie zum Programm werden in Kürze be-
kanntgegeben.

Hinweis:

Aus Anlass des 25-jährigen Jubiläums der Deutschen 

Wiedervereinigung startet das Politische Bildungsfo-

rum Sachsen im April eine Vortragsreihe unter dem Titel 

"Wie schmeckte die BRD?". Weitere Informationen fol-

gen in Kürze. Der Versand der Flyer erfolgt Anfang März.

Nur noch wenige freie Plätze für den Rhetorik-Workshop am 20./21. März

der Wende auf einen Teil ihres Wohlstands 
verzichtet haben, um den Osten aufzubauen. 
Bezugnehmend auf die aktuellen PEGIDA-
Proteste in Dresden und anderswo, lautete 
sein Appell: "Zeigen wir diese Solidarität 
auch denen, die heute zu uns kommen. Kohl 
hat in seiner Rede damals gesagt, dass aus 
Ängsten nichts Gutes wachsen kann." Daher 
dürfe man heute nicht zulassen, dass die Sor-
gen der Menschen zu Ängsten würden. "Das 
kostet Überwindung und Einsatz, aber das 
Erbe der friedlichen Revolution muss uns 
Verpflichtung sein."

Auch Pöttering schlug in seiner Rede einen 
Bogen zu PEGIDA und fand deutliche Worte. 

"Es darf bei uns keinen Platz für Fremden-, 
Islam- oder Menschenfeindlichkeit geben, 
denn das ist weder patriotisch noch europä-
isch." Gleichzeitig warnte er, sich nicht für fal-
sche Zwecke missbrauchen zu lassen, denn 
die Geschichte habe uns gelehrt, wohin das 
führen kann. Orosz kritisierte PEGIDA dafür, 
sich mit ‚Wir sind das Volk’ auf den Schlacht-
ruf von damals zu beziehen, denn die Pro-
testbewegung missbrauche ihn heute als Ab-
grenzung zu anderen. Dennoch mahnte sie, 

die Sorgen der Menschen anzuhören. "Doch 
wir dürfen uns auch nicht scheuen, unbe-
queme Wahrheiten zu verkünden." Auch in 
dieser Hinsicht sei die Rede von Kohl ein 
wertvolles Leitbild. 

Familienseminar der Konrad-Adenauer-Stiftung vom 11. bis 13. September
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Junge Union

2015 ist gerade einmal wenige Wochen 
alt und schon werfen zahlreiche wichtige 
Ereignisse ihre Schatten voraus. Deshalb 
verzichteten wir auf unserer ersten Mit-
gliederversammlung in diesem Jahr auf aus-
schweifende Rückblicke und stellten An-
fang Februar lieber die ersten Weichen für 
eine erfolgreiche Bewältigung der in den 
nächsten Monaten anstehenden Heraus-
forderungen.
30 JU’ler waren der Einladung in das Res-
taurant Rosengarten gefolgt. In Vorberei-
tung auf den Landestag der JU Sachsen & 
Niederschlesien im April folgten sie auf-
merksam den Ausführungen von Alexan-
der Dierks. „Während ich in anderen Kreis-
verbänden oft dieselben Personen antreffe, 
begegne ich während meiner Besuche in 
Eurem Kreise stets zu zwei Dritteln neuen 
Gesichtern“, würdigte der Landesvorsit-
zende den bemerkenswerten Mitglieder-

Junge Union startet schwungvoll  
und geschlossen ins Jahr 2015 

Alexander Seedorff

zuwachs unseres Kreisverbandes. Mit der 
einstimmigen Nominierung unserer Kandi-
daten für den JU-Landesvorstand, verdeut-
lichten wir anschließend, dass wir auch mit 
zahlreichen Neumitgliedern an Bord wei-
terhin eine schlagkräftige Einheit bilden. 
Mit Hans-Jürgen Rosch und Anne Heimann 
schickt Dresden erneut zwei starke Cha-
raktere mit Gestaltungsanspruch Richtung 
Landesebene.

Ebenfalls geschlossen zeigten wir uns beim 
Unterstützungsvotum für Staatsminister 
Markus Ulbig. Dieser hatte sich bereits An-
fang Dezember in einer mitgliederoffenen 
Vorstandssitzung den kritischen Fragen von 
rund 30 JU’lern gestellt. Danach war für 
uns klar: Dieser Mann kann Oberbürger-
meister – und zwar für alle Generationen! 
Doch bevor die ersten Ärmel für den Wahl-
kampf hochkrempelt werden, standen die 
aktuellen Themen der Dresdner Politik im 

Fokus. Dazu begrüßten wir mit Jan Don-
hauser und Christian Hartmann die best-
möglichsten Gesprächspartner in unserer 
Runde. Beide betonten, dass die CDU trotz 
der schwierigen Mehrheitslage im Stadtrat 
weiterhin den Anspruch hat, mit sachlich-
überzeugenden Argumenten um Mehrhei-
ten zu werben und zugleich klare Position zu 
beziehen. „Dazu bedarf es Mut – auch und 
erst recht beim Parteinachwuchs!“, forderte 
Hartmann. Natürlich ließen wir uns nicht 
lange bitten und so entstand eine rege Dis-
kussion, bei der auch gegensätzliche Mei-
nungen bspw. bezüglich der geplanten Bet-
tensteuer ausgetauscht wurden.
Abschließend geklärt werden konnte frei-
lich nicht alles. Doch spätestens bei unse-
rem traditionellen Frühjahrsempfang am 
20. März 2015 können die Gespräche ver-
tieft werden. Zum 20. Jubiläum unseres Jah-
reshauptereignisses dreht sich dabei alles 
um die Gründerkultur im Freistaat und opti-
male Bedingungen für innovative Start-Ups. 
Dazu begrüßen wir Ministerpräsident a.D. 
Prof. Dr. Kurt Biedenkopf als Ehrengast und 
Impulsredner. Darüber hinaus wird Markus 
Ulbig ein Grußwort an unsere Gäste rich-
ten. Unter dem Motto „Weichen auf Zu-
kunft“ werden auch an diesem Abend wie-
der richtungsweisende Entscheidungen im 
Mittelpunkt stehen. 

Terminhinweis

„Weichen auf Zukunft“
20. Frühjahrsempfang der Jungen Union Dresden

Wir bringen die erfolgreichen Entscheider aus 25 Jahren Freistaat Sach-
sen mit den Impulsgebern von heute und morgen zusammen.

Zeit  20. März 2015, ab 18:00 Uhr
Ort  SupraTrans | Straße des 17. Juni 25, 01257 Dresden
Grußwort Staatsminister Markus Ulbig MdL
Ehrengast Prof. Dr. Kurt Biedenkopf, Ministerpräsident a.D. 

Mehr unter: www.ju-dresden.de

Junge Union startet schwungvoll  
und geschlossen ins Jahr 2015
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Termine Ortsverbände
04.03. 19.00 Uhr OV Blasewitz / Striesen Ortsverbandsvorstandssitzung Wahlkreisbüro Modschiedler

09.03. 19.00 Uhr OV Dresdner Süden Jahreshauptversammlung mit Vorstandswahl  Feldschlösschen Stammhaus

10.03. 19.00 Uhr OV Neustadt Jahreshauptversammlung mit Vorstandswahl  Wenzel Prager Bierstube

14.03. 10-12 Uhr OV Blasewitz / Striesen Infostand Schillerplatz

18.03. 18.00 Uhr OV Pieschen Jahreshauptversammlung mit Vorstandswahl Trobischhof

18.03. 19.00 Uhr OV Neustadt mitgliederoffene Vorstandssitzung Gaststätte "Am Thor"

18.03. 19.30 Uhr OV Blasewitz / Striesen Jahreshauptversammlung mit Vorstandswahl  SchillerGarten

23.03. 17.30 Uhr OV Neustadt Ortsbeirat Neustadt Ortsamt Neustadt

25.03. 19.00 Uhr OV Pieschen Dämmerschoppen Trobischhof

10.04. 18.30 Uhr OV Neustadt mitgliederoffene Vorstandssitzung Gaststätte "Am Thor"

13.04. 17.30 Uhr OV Neustadt Ortsbeirat Neustadt Ortsamt Neustadt

20.04. 19.00 Uhr OV Dresdner Süden Wohnen im Dresdner Süden, zu Gast: Amtsleiter des 
Stadtplanungsamtes Stefan Szuggat, angefragt: OB-
Kandidat Markus Ulbig

Feldschlösschen Stammhaus

29.04. 19.00 Uhr OV Pieschen Dämmerschoppen mit Arnold Vaatz MdB Trobischhof

Weitere Termine
04.03. 19.00 Uhr MIT: Stammtisch mit OB-Kandidat Staatsminister Markus Ulbig MdL

(u.a. Diskussion mit dem OB-Kandidaten zu wichtigen Fragen der 
kommunalen Wirtschaftspolitik und deren Niederschlag in seinem 
Wahlprogramm), Um vorherige Anmeldung wird gebeten an: MIT-
Geschäftsführer Axel Teuber (E-Mail: axel.teuber@saxsecure.de)

Wenzel Prager Bierstuben

14.03. 09:30 Uhr Junge Union: „Stadt und Land – Gemeinsam erfolgreich“ gemein-
same Workshopveranstaltung des RPJ und der Jungen Union Dres-
den, Meißen, Bautzen und SOE

Hotel Residence in Bautzen

17.03. 11.30 Uhr MIT: Vorstandssitzung Chiaveri

20.03. 18.00 Uhr Junge Union: 20. Frühjahrsempfang „Weichen auf Zukunft“ SupraTrans, Straße des 17. Juni 25

20.03. 19.00 Uhr AK Europa PLUS: „Integration geht doch?! Unternehmer berich-
ten“ u. a. mit dem Görlitzer Landtagsabgeordneten Octavian Ursu

Wahlkreisbüro Martin Modschiedler

Termine Kreisvorstand
13.04. 17.30 Uhr geschäftsführender Vorstand

13.04. 19.00 Uhr Kreisvorstand

24.04. 17.00 Uhr Kreisparteitag zum OB-Wahlprogramm

Öffnungszeiten der 
CDU-Kreisgeschäftsstelle

Mo, Do	 09 Uhr - 12 Uhr   &   13 Uhr - 16 Uhr
Di	 09 Uhr - 12 Uhr   &   13 Uhr - 17 Uhr
Mi	 09 Uhr - 12 Uhr
Fr	 09 Uhr - 12 Uhr   &   13 Uhr - 15 Uhr

Individuelle Termine sind nach tel. Absprache möglich.

Der nächste Kreisparteitag zum Oberbürgermeisterwahl- 
programm wird am Freitag den 24. April 2015, 17 Uhr stattfinden.

Die offizielle Einladung geht Ihnen fristgemäß zu.
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LANDESHAUPTSTADT DRESDEN

Seit einigen Monaten ist das Thema 
„Asyl“ ein bestimmendes nicht nur für Dres-
den, sondern auch für Sachsen, Deutsch-
land und ja weltweit insgesamt. Aktuell war 
von der „Asyl-“ beziehungsweise „Ausreise-
Welle aus dem Kosovo“ zu lesen – der deut-
sche Botschafter vor Ort warnte vor 30.000 
Kosovaren, die sich auf den Weg ins angebli-
che Sozialparadies Deutschland aufmachen 
wollen. Um von diesen „Massen nicht über-
rannt zu werden“, spielten Gedanken wie 
öffentlichkeitswirksame Massenabschie-
bungen ein Rolle. Momentan ist die Situa-

tion noch zu aktuell, um sie richtig bewer-
ten zu können.

Doch egal, wie viel Wahrheit diesem Sze-
nario zueigen ist: Fakt ist, dass Meldungen 
wie diese es sind, die Menschen in Deutsch-
land an die Grenze ihrer Toleranzfähigkeit 
bringen. Deutschland als Zufluchtsort für 
Kriegsflüchtlinge – zweifellose Zustimmung. 
Deutschland als Einwanderungsland, wel-
ches demografische Defizite mit ausländi-
schen Fachkräften kompensieren muss – 
ebenso Zustimmung, schaut man sich so 

manche ländliche Region an, wo zum Bei-
spiel Fachärzte fehlen.

Doch für Asylbewerber, die aus rein wirt-
schaftlichen Gründen ihre Heimat verlas-
sen und letztlich in Deutschland von den 
Sozialleistungen leben wollen, fehlt den 
Menschen das breite Verständnis – warum 
sollte es auch eines geben? Denn auch für 
den deutschen Staatsbürger, welcher ge-
zielt als Empfänger von staatlichen Trans-
ferleistungen sein Leben bestreitet, ist die 
gesellschaftliche Unterstützung nur in we-
nigen Kreisen groß.

Nach diesem Zustandsbericht bleibt den-
noch festzuhalten: die Stellschrauben wer-
den nicht in der Kommunalpolitik gedreht. 
Wir vor Ort bekommen regelmäßig Asylbe-
werber zugewiesen, denen wir dann für die 
Dauer ihres Verfahrens eine menschenwür-
dige Unterkunft bieten wollen – das gebie-
tet nicht nur unser Glaube, sondern auch 
der menschliche Anstand und Respekt vor-
einander.

Der jüngste Vorstoß des Beigeordneten 
für Soziales ist vor diesem Hintergrund in-
teressant: Er schlägt vor, Dresden hinsicht-
lich der Koordination und Betreuung der 
Asylbewerber in fünf Regionen mit jeweils 
einem federführenden Träger in der Verant-

Ansturm von Asylbewerbern benötigt  
praxistaugliche Lösungen

FDaniela Walter, sozialpolitische Sprecherin
E-Mail: walter@dresden-cdu.de
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Entwicklung der Unterbringungskapazitäten für Asylbewerber in Dresden



Das Jahr 2015 betrachtet jeder Garten-
freund aus seiner ganz persönlichen Per-
spektive. Vielleicht stehen familiäre oder 
berufliche Veränderungen an, manch einer 
freut sich auf ein Jubiläum, den Ruhestand, 
eine Reise oder...

Die Dresdner Kleingärtner werden im Juni 
den 25. Jahrestag der Gründung ihrer Dach-
organisation Stadtverband „Dresdner Gar-

tenfreunde“ e. V. begehen. Natürlich soll 
dieses Jubiläum durch eine Festveranstal-
tung im Kreise derer gewürdigt werden, 
die sich um die Entwicklung des Verban-
des und als Partner der Kleingärtner ver-
dient gemacht haben. Gegründet in einer 
widersprüchlichen Zeit gesellschaftlichen 
Umbruchs, nahm der Stadtverband dank 
der Hartnäckigkeit und des großen Engage-
ments seiner Protagonisten eine erfolgrei-

che Entwicklung. Die Kleingärtner von heute 
haben dieses Erbe angetreten. Sie haben 
gelernt, dass seit einem Vierteljahrhundert 
nunmehr auch in Sachsen geltende Bundes-
kleingartengesetz als Schutzgesetz zu be-
greifen und im Interesse des langfristigen 
Erhalts und der Entwicklung des Kleingar-
tenwesens umzusetzen. Generalpachtver-
trag, Kleingartenbeirat, Kleingartenent-
wicklungskonzept, Förderprogramm sowie 

Gastkommentar  

Dietmar Haßler als Vorsitzender des  
Kleingartenbeirats wiedergewählt

FFrank Hoffmann, 1. Vorsitzender des Stadtverbands 
„Dresdner Gartenfreunde“ e. V. 

wortung „aufzuteilen“. So ließen sich zum 
einen die vielen Hilfsangebote, welche sei-
tens der Dresdner Bürgergesellschaft kom-
men, sinnvoll und strukturiert vernetzen. 
Zum anderen böten solch institutionali-
sierte Verantwortlichkeiten den Dresdne-
rinnen und Dresdnern und den Asylbewer-
bern einen direkten Ansprechpartner bzw. 
eine Vermittlungsstelle. Diese Idee, die 
freilich mit Personal und Kosten verbun-
den ist, findet grundsätzlich die Unterstüt-
zung der CDU-Fraktion und sollte jetzt dis-
kutiert werden.

Zu begrüßen ist dabei, dass viele Ver-
antwortliche in Verwaltung und Rat die 
bisherige Strategie überdenken und die 
Bürgerschaft nun besser informieren und 
einbeziehen wollen. 

Ein kurzer Rückblick: Ende des vergange-
nen Jahres durchlief die Vorlage, wonach die 
Einrichtung von 14 Wohnheimen für Asyl-
bewerber in der Stadt geplant wurde, die 
Gremien der Landeshauptstadt. Es waren 
die Ortsbeiräte und Ortschaftsräte, die 
sich viele Gedanken machten – kennen sie 
doch ihr unmittelbares Lebensumfeld oft-
mals besser als manch anderer.

Während an dieser Stelle nicht erneut 
die teils fachlichen Verfahrensmängel und 
andere Defizite thematisiert werden sol-

len, bleibt festzuhalten, dass sich Teile der 
Stadtverwaltung und das rot-rot-grüne 
Bündnis einer Diskussion im Grundsatz 
verweigerten. Voten der Ortsbeiräte und 
Ortschaftsräte, die alternative Objekte vor-
schlugen, wurden mit dem Schwarzweiß-
Argument „Asyl ist ein Grundrecht – wer 
nicht dafür ist, ist automatisch rechts“ vom 
Tisch gewischt; politische Debattenkultur 
sieht anders aus.

Rot-Rot-Grün lehnte alle Änderungsan-
träge auf Basis der Ortsbeiräte ab – und 
drückte letztlich die Vorlage mit ihren 37 
Stimmen bei 33 Gegenstimmen durch. Wie 
viel Wert das linke Bündnis wirklich auf ba-
sisdemokratische Beschlüsse der Vor-Ort-
Gremien legt, hat es mit diesem Votum 
mehr als deutlich gezeigt.

Doch jetzt, einige Monate später, scheint 
sich etwas zu tun. Der nun eingeschlagene 
Weg mutet vielversprechend an, die gro-
ßen Herausforderungen der Asylbewerber-
aufnahme mitsamt seinen dezentralen Un-
terbringungen und den Neubauten ganzer 
Wohnheime in der Stadt zu meistern. Das 
erste Wohnheim in Löbtau ist bereits fer-
tig, ein Tag der Offenen Tür gewährte Einbli-
cke und ließ so manches Vorurteil schwin-
den. Die kommenden Monate werden zur 
Bewährungsprobe für uns alle. Werden wir 

uns den realen politischen Sachverhalten 
und Diskussionen stellen? Oder wird es wei-
terhin ideologiebegründet gescheut, not-
wendige Diskussionen zu führen? Wir sind 
gespannt. Wir brauchen eine offene und 
sachliche Kommunikationskultur. Nur die 
Auseinandersetzung mit den Ängsten und 
Sorgen unserer Mitmenschen führt uns zu 
Lösungen. Denn eines ist klar: Dresden geht 
nur miteinander.

Eindrücke aus dem Asylbewerberheim in Löbtau
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Flächenerwerb waren Meilensteine auf die-
sem Weg.

Die Ansprüche an Hartnäckigkeit und En-
gagement der heute ehrenamtlich tätigen 
Gartenfreunde sind nicht geringer gewor-
den. Einerseits wächst unsere Heimatstadt. 
Damit verbunden sind Bauvorhaben, für die 
allerdings immer weniger freie Flächen ver-
fügbar sind. Andererseits mussten zahlrei-
che Gartenfreunde erkennen, dass ihre Par-
zellen im Hochwasserfall gefährdet sind und 
nicht geschützt werden können. Daher geht 
sinnvoller Hochwasserschutz zum Teil ein-
her mit der Aufgabe von Kleingärten.

Auch in Zukunft werden wir nicht zulas-
sen, dass Kleingärten diversen wirtschaftli-
chen oder privaten Interessen geopfert wer-
den oder Hochwasservorsorge zu Lasten 
von Kleingärtnern erfolgt. Immer kommt 
es auf eine Interessenabwägung und letzt-
lich den Interessenausgleich an. Eines der In-
strumente hierzu ist der Kleingartenbeirat, 
dem Stadträte und befähigte Bürger ange-
hören. Der Beirat soll eben diese Interessen 
prüfen und abwägen.

Kürzlich wurde der langjährige Vorsit-
zende des Kleingartenbeirats, CDU-Stadtrat 
Dietmar Haßler, als Vorsitzender des Klein-
gartenbeirats wiedergewählt. Das einstim-
mige Ergebnis, welches demnach auch mit 
den Stimmen von Rot-Rot-Grün zusammen-
ging, zeugt von großem Vertrauen, welches 
sich Herr Haßler in den letzten Jahren mit 
hervorragender Arbeit erworben hat.

Die gute Arbeit kann also hoffentlich er-
folgreich fortgesetzt werden. Nachdem der 
ehemalige CDU-Stadtrat Dietmar Kretsch-
mar die Gründung des Kleingartenbeirates 
1995 maßgeblich initiiert hatte, ist seit der 
letzten Legislaturperiode mit Dietmar Haß-
ler ein würdiger Nachfolger gefunden wor-
den. Er selbst ist seit 1980 Besitzer eines 
Kleingartens und freut sich über die Wie-
derwahl: „Ohne die ausgezeichnete Zusam-
menarbeit mit Frank Hoffmann, dem Vor-
sitzenden des Stadtverbandes ‚Dresdner 
Gartenfreunde‘ e.V. und Detlef Thiel, dem 
Leiter des Amtes für Stadtgrün und Abfall-
wirtschaft, wäre meine erfolgreiche Arbeit 
in den letzten fünf Jahren so nicht möglich 
gewesen. Inzwischen zählen wir zu den Bes-
ten in Deutschland.“

Denn in Dresden gibt es zur Zeit circa 
53.000 Kleingärtner, die in 447 Kleingarten-
anlagen tätig sind und in 23.910 Parzellen ar-
beiten. Die derzeitige Auslastung beträgt in 
Dresden 99,6 Prozent – das ist deutschland-
weit also Spitze!

Entgegen dem Trend haben wir in Dres-
den in vielen Kleingartenanlagen Warte-
listen für Neubewerber und interessanter-
weise v.a. Anfragen von jungen Familien. 
„Für die neue Legislaturperiode möchte ich 
weiter für die Anerkennung der Arbeit der 
Kleingärtner werben. Dies war in der Ver-
gangenheit nicht immer so. Wir brauchen 
inzwischen neue Flächen in der Nähe von 
Wohngebieten. Der ‚HANSA PARK‘ wird 
weiterhin gefördert, hochwasserbetroffene 
Kleingärtner sollen eine neue Perspektive 

erhalten. Da der Flächennutzungsplan in 
dieser Wahlperiode entschieden wird, bitte 
ich auch um Vorschläge, wo neue Gärten 
entstehen könnten“, so Haßler.

Der Hochwasserschutz bleibt also auch 
zukünftig ein wichtiges Thema für die Klein-
gärtner. Es hatte bis zum September 2014 
gedauert, bevor die Oberbürgermeisterin 
die Diskussion einer Vorlage auf den Weg 
gebracht hatte, in der Lösungsvorschläge 
zum Hochwasserschutz beraten werden. 
In dieser Vorlage werden die betroffenen 
Vereine und Parzellen definiert. Vorgese-
hen ist, dass es keine hochwasserbeding-
ten Kündigungen geben wird, wohl aber 
die Beräumung freier Parzellen im Über-
flutungsgebiet eines zwanzigjährig dro-
henden Hochwassers (HQ 20). Es sind 
Entschädigungsregelungen bei Parzellen-
aufgabe sowie Anregungen zum Umgang 
mit den beräumten Flächen geplant. Natür-
lich gibt es Widerstand dagegen, weil sehr 
kurzsichtige Angestellte die Kosten sparen 
wollen. Sie haben aber vergessen, wieviel 
teurer die Schadensbeseitigung ist. Daran 
darf sich auch ein Stadtkämmerer erinnern. 
Und anstatt in dieser Situation der Klein-
gartenbeirat tätig wird, hatte es der Stadt-
rat nach den Wahlen im Mai 2014 bis zum 
Dezember nicht geschafft, dessen Arbeits-
fähigkeit herzustellen. Die Kosten verpass-
ter Hochwasservorsorge zahlt am Ende die 
Gemeinschaft sowie jeder betroffene Gar-
tenfreund.

U. a. darüber wird zu reden sein, wenn 
die Delegierten aller Kleingärtnervereine 
unseres Stadtverbandes am 14. März in der 
Messe im Ostragehege zum 25. Kleingärt-
nertag zusammen kommen.
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CDU-Stadtrat Dietmar Haßler (4.v.r.) wurde erneut zum Vorsitzenden des Kleingartenbeirats gewählt.
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Unter der Leitung des Beigeordneten für 
Soziales, Herrn Bürgermeister Martin Sei-
del, wählten die Mitglieder des Senioren-
beirates der Landeshauptstadt Dresden 
am 12. Januar 2015 in ihrer konstituieren-
den Sitzung den CDU-Stadtrat Klaus-Dieter 
Rentsch zu seinem Vorsitzenden. Damit ist 
der alte auch der neue Vorsitzende. Sozial-
bürgermeister Seidel gratulierte dem neuen 
Vorsitzenden, wünschte viel Erfolg und bot 
seine weitere Hilfe und Unterstützung bei 
der verantwortungsvollen Arbeit an.

Mein Leitspruch lautet: „Es kommt nicht 
darauf an, wie alt wir werden, sondern wie 
wir alt werden.“ Diese Lebensweisheit hatte 
uns die Vorsitzende der Bundesarbeitsge-

meinschaft der Senioren-Organisationen 
(BAGSO), Frau Prof. Dr. Dr. h.c. Ursula Lehr, 
bereits im Jahr 2001 übermittelt – an Aktua-
lität ist nichts verloren gegangen. Der Seni-
orenbeirat unserer Landeshauptstadt ist für 
die Legislaturperiode von 2014-2019 vom 
Stadtrat gewählt worden. Der neue Vor-
sitzende dankte für das sehr gute Wahler-
gebnis und das Vertrauen und hielt einen 
kurzen Rückblick über die vergangene Le-
gislaturperiode.  

Obwohl Dresden mittlerweile in schö-
ner Regelmäßigkeit „Geburtenhauptstadt“ 
ist und viele junge Menschen zu uns zie-
hen, macht der demographische Wandel 
dennoch auch vor Dresden nicht halt. Die 

Schwerpunkte für die kommenden Jahre 
werden also u.a. eine senioren- und behin-
dertengerechte Stadtplanung sein, ebenso 
wie die angemessene Schaffung und Ge-
staltung von altersgerechtem Wohnraum.

Eine besondere Aufmerksamkeit des Se-
niorenbeirates gilt der Förderung und der 
öffentlichen Anerkennung der aktiven bür-
gerschaftlichen Mitarbeit. Die Freiwilli-
gendienste und Selbsthilfestrukturen von 
Seniorinnen und Senioren müssen weiter 
ausgebaut werden. Die Schaffung von bes-
seren Bedingungen für den Übergang älte-
rer Arbeitnehmer in die nachberufliche Le-
bensphase müssen stärker thematisiert und 
letztlich verbessert werden.

Der Seniorenbeirat sieht darin eine sehr 
große Chance, die Kompetenz und Kreativi-
tät der älteren Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger in die Entscheidungsprozesse des bür-
gerschaftlichen Engagements einzubinden. 
Der Seniorenbeirat sieht eine gemeinsame 
Verantwortung im zusammenwirken der 
Landeshauptstadt, mit allen anderen Trä-
gern der freien sozialen Wohlfahrtspflege, 
Vereinen, Verbänden und Genossenschaf-
ten und den zahlreichen privaten Anbietern.

Ich bin fest davon überzeugt, die Kirch-
gemeinden, Nachbarschaftshilfen und die 
vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
werden weiterhin Tag für Tag in Senioren-
beratungsstellen- und Begegnungsstätten 
sowie in Gesundheits-, Bildungs-, Kultur- 
und Sporteinrichtungen ihr Bestes geben.

Der Seniorenbeirat hat gewählt 
CDU-Stadtrat Klaus Rentsch ist erneut Vorsitzender

FKlaus-Dieter Rentsch, Vorsitzender des Seniorenbeirats 
E-Mail: rentsch@dresden-cdu.de

Der auch in der Senioren Union engagierte CDU-Stadtrat Klaus Rentsch (2.v.l.) 
ist neuer Vorsitzender des Seniorenbeirats.


